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Vorbemerkung.

Die Geschichte ber Nordgermanischen Rechte hat für uns einen besonderen Werth 
wegen der nationalen Verwandtschaft, welche das Deutsche Volf mit ben Dänen 
unb Schweden, ben Norwegern und Isländern verbindet. Während unser Deutsches 
Recht von Anfang an massenhaften ausländischen Einwirkungen ausgesetzt war, unb 
schlieszlic einer Rezeption fremder Rechte nahezu völlig weichen muszte. Wußten sic 
unfere nördlichen Stammesvettern ihr eigenes Recht int Wesentlichen ungetrübt durch 
frembartige Einflüsse zu erhalten unb selbständig weiter zu entwickeln. Während 
unfere Volksrechte in ihrem barbarischen Latein zumeist auf dürftige unb abgerissene 
Sätze sich beschränken, stehen der Rechtsgeschichte beS Germanischen Nordens schon 
für eine ziemlich alterthümliche Entwicklungsstufe feiner Bevölkerung zahlreiche so= 
wol als umfassende Quellen zu Gebote, unb biefe Quellen gestatten überdies, in 
einheimischer Sprache redend, durch ihre fest ausgeprägte Terminologie ein ungleich 
tieferes Eindringen in baS innerste Gefüge beS nationalen Rechtssystems. Für bie 
älteren Zeiten der Deutschen Rechtsgeschichte sind bie Vortheile, welche bie Ver- 
gleichung ber Nordgermanischen Rechte ihr bietet, schon auS diesem Grunde ant 
höchsten anzuschlagen; geringer finb sie für bie neueren Zeiten, in welchen baS na- 
tionale Element im Recht vor dem allgemein menschlichen zurückweicht, unb bezüg= 
lich deren bie eigenen Quellen unseres Deutschen Rechts ohnehin überreich flieszen. 
Die Geschichte jener ersteren Rechte unb ihrer Quellen wirb darum hier nur bis an 
bie Schwelle ber Neuzeit herabgeführt Werben.

1. Ute Geschichte her ltorwegischen Rechtsquellen.
A. Bis zur Bereinigung Norwegens mit Dänemark.

§ 1. Die Provinzialrechte. Vordem in ungefähr 30 mehr ober minber 
selbständige Staaten getheilt. Würbe Norwegen erst in ber zweiten Hälfte beS 9. Jahr- 
hunderts durch K. Harald, härfagri zu einem Gesammtreiche zusammengefaszt. Trotz 
mannigfacher Schwankungen in feinem Bestande behauptete das Land feine Ein- 
heit unb Selbständigkeit glücklich bis zum Jahre 1388, in welchem dasselbe mit 
Dänemark, unb weiterhin bann auch mit Schweden, in einen Unionsverband trat; 
Rechtseinheit aber War mit ber Einheit beS Staatswesens bis in bie zweite Hälfte 
des 13. Jahrhunderts hinein nicht verbunden. In sehr alter Zeit hatte sich zwar 
ein Theil ber Norwegischen Volklande (Fylki), welche bie Kleinstaaten ber Vorzeit 
gebildet hatten, bereits zu gröszeren Landschaften zusammengeschlosjen, welche in all- 
jährlich wiederkehrenden gemeinfamen Dingversammlungen ihren Mittelpunkt fanben, 
unb darum auch Wol nach ber gemeinfamen Dingstätte benannt Würben. Im Nord- 
Weften tritt schon frühzeitig bie Landschaft Drontheim (Thrändheimr) ober baS

b. HoItenborff, Enchklopäbie. i. 4. Stuft. 21
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F ros tut hing in dieser Weise geschlossen auf; weiter südwärts an ber Westküste 
folgte das Gulathing, schon im Jahre 934 nachweisbar; im inneren Yande, 
der Schwedengrenze zu, lagen die Hochlande (Upplönd) ober das Eidsifjathing; 
endlic im äuszersten Silben und Osten war die Landschajt Vikin, ober das Bor- 
g arthing, gelegen, mit dem Eidsifjathinge näher verbunden und manchmal ge- 
radezu ihm zugezählt. Aber jede dieser hier Provinzen hatte ihre eigene Nechts- 
verfassung unb ihre eigene Gesetzgebung, und an bie Provinzen schlieszt dentgenäs 
bie Geschichte der Rechtsquellen sic an, nicht an das Gejanutreich.

Von Alters her war bie beschlieszende Gewalt bei derLandsgenteinde jeder eiu= 
seinen Provinz (Lögthing) ober vielmehr bei einem engeren Ausschusje innerhalb 
derselben (Lögretta) gewesen; aber des önigs Beamte ernannten diesen Ausichus, 
unb der König pflegte persönlic den Verhandlungen beizuwohnen unb feine Wünsche 
dem Volke gegenüber zu vertreten, sodasz ein sehr bedeutender Einflusz auf bie Ge- 
setzgebung ihm nicht entgehen konnte. Die Geschichtsquellen nennen bereits Kt. Hlf- 
dan svarti (j um 860) als bett ersten Gesetzgeber der Hochlande, K. Hakon Adal- 
steinsföstri (934—61) als den ersten Gesetzgeber beS Gulathinges unb Frostuthinges, 
K. Olaf ben Heiligen (1014—30) als ben Verbesserer aller drei Provinzialrechte, 
unb dessen Sohn Magnus (1035—47) als ben Verfasser eines Gesetzbuches für 
Drontheim, welches ben Namen der Grägds getragen habe; auS dem maszgebenden 
Einflusse, welchen bie Könige auf bie Gesetzgebung übten, müffen derartige Angaben 
erklärt Werben, ba bie legislative Gewalt ihnen fclber nicht zustand. Die kirchliche 
Gesetzgebung Würbe, seitdem baS Christenthum StaatSreligion geworben war, als 
ein Theil ber weltlichen behandelt, nur das man bei ihr auf ben Rath ber Bischöre 
SU hören pflegte; erst seitdem Norwegen fein eigenes Erzbisthum erhalten hatte 
(1152), fing bie Kirche an Dom Standpunkte beS Kanonischen Rechts auS ihre volle 
Autonomie ju verlangen, ohne doch mit biefer Forderung durchzudringen. So foll 
ber heilige Olaf mit bem Beirathe 35. Grimkel’s ein „Christenrecht" erlaffen haben, 
unb Erzb. Eystein (1157—88) neuerdings bei ber Entstehung eines solchen bethei- 
ligt gewesen fein, welches man bie „Solbfeber" nannte; unangefochten blieb das 
letztere freilich nicht, unb erft K. Häkon gamli (1217—63), welcher überhaupt für 
bie Gesetzgebung vielfach thätig war, foll mit Erzb. Sigurb (1230—52) über ein 
neues Kirchenrecht sic verständigt haben. Nur bezüglich beS Dienstmannenrechts 
(Hirdlög, Hirdskrd) scheint ber König freiere Hand gehabt zu haben, unb soll auch 
auf diesem Sebiete ber heilige Olaf, bann wieder K. Olaf kyrri (1066—93), thätig 
gewesen fein. Neben ber Gesetzgebung War übrigens selbstverständlich auc baS Se= 
wohnheitsrecht Don Erheblichkeit, unb scheint zumal für baS Privatrecht vorwiegend 
dieses letztere maszgebend gewesen SU fein; wahrscheinlich fanb biefeS dabei ähnlich 
wie in Schweden unb auf Island in Rechtsvorträgen feine Stütze, welche ein eigener 
Beamter (Lögmadr) Don Jahr zu Jahr an ber Landsgemeinde zu halten hatte. 
In einem weiteren Sinne lassen sich endlich auch fo manche einfeitige Erlasse ber 
Könige unb ber Erzbischöfe zu ben Rechtsquellen zählen, nur das dieselben schwer 
Don ben bloßen Diplomen abzugrenzen finb; derartige Erlasse pflegen bann aber 
hin unb wieber auc auf baS ganze Reich sich zu erftreifen, ja fogar, WaS bie Dom 
Erzbischore, Dom Papste, ober Don einzelnen päpstlichen ßegaten ausgehenden betrifft, 
über dieses hinaus auch noc bie sonstigen Theile ber Norwegischen Kirchenprovin 
SU verpflichten.

Erhalten finb unS aber: a. Aufzeichnungen ber einzelnen P10s 
vinzi al rechte. Dieselben tragen in feiner Weise ben Charakter Don Gesetzbüchern, 
wenn auch in einzelnen Theilen, wie zumal hinsichtlich des Kirchenrechts, eine ältere 
Gesetzgebung ihnen zu Grunde liegen mag, unb anberemale dieselben hinterher einer 
legislativen Revision unterstellt Worben zu fein scheinen. Ihre Vortragsweise er= 
innert Dielfach an mündliche Rede, sodaßz bie Frage erlaubt ift, ob nicht Dkechts- 
borträge Don Lögmännern auf dieselbe beftimmenb eingewirkt haben. Sie zexjallen
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ursprünglic in eine Neihe von selbständigen Abschnitten (bälkar), welche je eine 
besondere Materie behandeln, und unter welchen ber Kristindömsbälkr, b. h. das 
Sirchenrecht, regelmäszig voransteht; weiterhin folgen bann ein Kaupablkr, b. h. 
Vertragsrecht, Landsleigublkr, b. h. Necht ber Landleihe, Odalsbrigdi, b. h. Stamm- 
güterrecht, Kvennagiftir, b. h. Erbrecht, Erfdabälkr, b. h. Erbrecht, Mannhelgi, 
b. h. bie Lehre von ben Körperverletzungen, Thjfablkr, b. h. Diebstahlsrecht, 
bann ein Utgerdarblkr, welcher das Seekriegswesen behandelt. Ein Thingfarar- 
blkr, welcher bie Dingordnung bespricht, geht allenfalls Voraus, ohne doch zum 
Buche selbst gezählt zu werden, und es folgt andererseits auc wol ein besonderer 
Abschnitt nach, in welchem Röttarbötr, b. h. spätere Novellen zusammengestellt finb. 
Es gehören aber hierher:

1. Die Gulathingslög. Der unS erhaltene Haupttert derselben ist eine 
Kompilation aus zwei verschiedenen Rezensionen beS Provinzialrechts, bereu ältere 
Olafs Namen trägt, aber sicherlich eine Privatarbeit aus dem Anfange beS zwölften 
Jahrhunderts ist, während bie zweite eine Von K. Magnus Erlingsson (1161—84) 
veranstaltete Revision ist. Die Kompilation selbst gehört bem Anfange beS drei- 
zehnten Jahrhunderts an; ein Bruchstück ber älteren Rezension und ein paar Frag= 
mente anderer ähnlicher Kompilationen finb vorhanden.

2. Die Frostuthingslög. Der uns erhaltene Haupttert, neben welchem 
ebenfalls wieder mehrfache Bruchstücke anderer Rezensionen stehen, scheint auf einer 
durch K. Häkon gamli um baS Jahr 1244 veranstalteten Revisionsarbeit zu be= 
ruhen. Eine Einleitung geht Voraus, welche Von bem genannten Könige herrührt, 
und eine Reihe legislativer Steuerungen 311m Theil aus späteren Jahren enthält; 
baS Rechtsbuc selbst is, Wie bie Einleitung fagt, um ber grözeren Bequemlichkeit 
willen in 16 Bücher zerlegt, jedoc ohne dasz dadurch bie ältere Eintheilung in 
Bälkar irgend verwischt wäre. Das Christenrecht desselben ist sicherlich baS Von K. 
Häkon mit Erzbischof Sigurb Vereinbarte, unb scheint wesentlich auf ber „Goldfeder" 
Erzbischof Eystein’s zu beruhen; auc hier scheint aber eine Privatarbeit auS bem 
Anfange beS zwölften Jahrhunderts, unb eine Revision durch K. Magnus Erlings­
son Vorangegangen zu fein, welche letztere doch Wol mit ber Entstehung ber Gold= 
feder zusammenhing.

3. Die Borgarthingslög. Von ihnen ift nur ber baS Christenrecht be= 
handelnde Abschnitt erhalten, in dessen Tert inbeffen in einigen Handschriften ein 
kleines Stück des Eherechts eingeschoben steht. Die Entstehung beS Rechtsbuches 
scheint ber ersten Hälfte beS zwölften Jahrhunderts, genauer gesprochen ben Jahren 
1140—52, anzugehörenunb dürfte dajselbe unter allen erhaltenen Quellen ber 
kirchenrechtlichen Legislation beS heil. Olaf am nächsten stehen.

4. Die Eidsifjathingslög. Auc Von ihnen ift nur baS Christenrecht 
erhalten, foWie ein unbedeutendes Bruchstück auS bem weltlichen Rechte; ihre Ent- 
stehung scheint etwa ber Mitte beS zwölften Jahrhunderts zugewiesen Werben 311 
müssen.

b. Aufzeichnungen beS Stadtrechts. Sieben ben Provinzialrechten 
stand baS Stadtrecht, ber Bjarkeyjarrettr. Sein einheimischer Name ift noc un= 
erklärt, ba inbeffen Birca (schon in ber Vita Anskarii), Bjarkey, Bjaerkä u. bergt, 
ein in Norwegen foWol als Dänemar unb Schweben vielverbreiteter Ortsname ift, 
mag darin eine uralte Bezeichnung für Handelsplätze liegen, bie man Wol vordem 
gerne auf bestimmte Inseln Verlegte, ber leichteren Zugänglichkeit unb gröszeren 
Sicherheit Wegen. An eigentliche Städte ober überhaupt dauernd bewohnte Orte ift 
ursprünglich gewis nicht 311 denken, wie benn noc später ber Sah ausgesprochen 
Wirb: „Bjarkeyjarttr gilt an jeden Fischereiplatze, jeder Heringsbant, unb auf der 
Kaujfahrt". Erhalten finb uns 4 verschiedene Texte, von benen aber 3 nur Aus= 
züge auS unS Verlorenen Originalen geben, alle unter Benutzung ber Frostuthings­
lög ; ber Vierte Text, ein Wenig umfangreiches Bruchstück, tonnte etwa bis zur Mitte

21 *
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des zwölften Jahrhunderts hinaufreichen, und erinnert in seiner Darstellungsweise 
lebhaft an ben mündlichen Vortrag eines Lögmannes.

C. Einzelne Verordnungen sind aus dieser Periode nur wenige, und 
wenig bedeutsame erhalten.

§ 2. Die Ges etzgebung des K. Magns Hikon arson (1263—1280) 
und seiner Zeit. Epoche macht in der Geschichte der Norwegischen Rechts- 
quellen bie Regierungszeit des .1?. Magnus, welchen ebendarum die bantbare Nach= 
Hielt durc ben Beinamen Lagabötir, der Gesetzverbesserer, chrte. Seine ersten legis- 
lativen Versuche bewegen sic allerdings durchaus noc in ben früheren Bahnen. 
Im Jahre 1267 setzte der König bie Annahme eines neuen Gesetzbuches für das 
Gulathing, unb im Jahre 1268 bie Annahme eines solchen für Vikin und bie Hoch= 
lande durc; als er aber im Jahre 1269 am Frostuthinge ein Gleiches 311 erreichen 
juchte, wurde ihm, offenbar in Folge des vom Erzbischoje entgegengesetzten Wider- 
standes, nur bie Ermächtigung ertheilt, bie auf das weltliche Recht bezüglichen 
Theile des Gesetzbuches umarbeiten zu laffen. Das Gesetzgebungsrecht des Staats 
in kirchlichen Dingen war bamit angefochten, entschiedener noch, als dies um ein Jahr- 
hundert früher durc Erzbischof Eystein geschehen war, unb diesmal nicht ohne Erfolg. 
Der ebenfo religiös gesinnte als friedfertige König scheint zunächst mit bem Erz= 
bijchofe über ein gemeinsam festzustellendes Christenrecht unterhandelt 311 haben, unb 
es mag fein, dasz bei dieser Gelegenheit zum ersten Male der Gedanke an ein ge= 
meinsames Gesetzbuc für das ganze Reic in ihm angeregt mürbe, welcher ja gerade 
für das kirchliche Gebiet ganz besonders nahe lag; jedenfalls aber nahm bon jetzt 
ab bie legislative Thätigkeit des Königs in doppelter Beziehung eine entscheidende 
Wendung , sofern sie fortan auf das weltliche Gebiet sich beschränkte, unb zugleich 
eine gemeinfame Gesetzgebung für das ganze Reic statt einer bloßen Revision der 
älteren Provinzialrechte erstrebte. Die Verhandlungen mit bem Erzbischofe scheinen 
übrigens zunächst zu feinem Ziele geführt zu haben, ohne doch förmlich abgebrochen 
worden 311 fein; um fo racher ging ber König bagegen nunmehr mit der weltlichen 
Gesetzgebung vor, in welche er nac wie vor einen Kristindömsbälk einschob , in 
welchem doc einstweilen alle kirchenrechtlichen Bestimmungen fehlten, unb welcher 
somit nur bestimmt fein tonnte, baS althergebrachte Recht beS Staats zu wahren, 
unb einem zu vereinbarenden Christenrechte feine Stelle offen zu halten. Zunächst 
mürbe ein, fast ausichlieszlich auS Norwegischen Quellen kompilirtes unb darum mol 
auc zugleich für Norwegen bestimmtes, Gesetzbuch für Island ausgearbeitet, unb 
dort nac hartem Widerstande in ben Jahren 1271—73 am Alldinge durchgesetzt; 
bann eine Reihe bon Einzelngesetzen, zumal über strafrechtliche Punkte (1271), bann 
über bie Thronfolgeordnung (1273) erlassen; endlich aber ein gemeines Landrecht 
für baS ganze Reich zn Stanbe gebracht, welches an Frostuthinge im Jahre 1274, 
unb mie eS scheint gleichzeitig ober doch wenig später auch an ben brei übrigen 
Dingstätten angenommen mürbe. Nur wenig später folgte bie Bearbeitung eines 
neuen Stadtrechts, welches ebenfalls für baS ganze Reic gelten sollte, unb welches 
in Sergen wenigstens im Jahre 1276 publizirt mürbe, sowie bie Bearbeitung eines 
neuen Dienstmannenrechts, welche in ben Jahren 1274—76 abgeschlossen worden zu 
fein scheint. Endlich mürbe noc in bem Todesjahre beS Königs ein neues Gesetz- 
buc desselben für Island nac ber Insel hinübergeschickt, unb im folgenden Jahre 
(1281) bom Alldinge angenommen, welches bestimmt mar, baS Recht ber Insel mit 
ber neuen Norwegischen Gesetzgebung in genauere lebereinstimmung zu bringen. — 
Kirchlicherseits hatte man inzwischen baS Kirchenrecht in Angriff genommen. Im 
Winter beS Jahres 1272—73 finden mir ben Erzb. J6n mit ber Ausarbeitung eines 
neuen Christenrechts bejchäftigt, welches im folgenben Sommer vollendet gewesen 
fein mu^, ba bereits im Winter 1273—74 Bischof Arni Thorläksson von Skl- 
holt nac dessen Muster ein solches für feine Isländische Diözese bearbeitete. Der 
letztere Entwurf jand am Alldinge beS Jahres 1275 Annahme, bis auf wenige



5. lleberblic über hie Geschichte her Nordgermaniscci Nechtsquelen. 325

Kapitel, besüglic bereu man auf ben Spruc des Königs unb Erzbischojs fom- 
promittirte; aber beim Könige stiesz das eigenmächtige Vorgehen des Erzbijchofs 
unb feines Suffraganen auf entschiedenen Widerstand. Am 1. August 1273 war 
zwar auf einem Reichstage 31t Bergen eine Uebereintunft geschlossen worden, welche 
die zwischen Kirche unb Staat obschwebenden Differenzen beizulegen beftimmt war, 
unb cs mag fein, dasz der König damals auch zur Anerkennung des eben erft voll- 
endeten unb des erft in Aussicht genommenen Christenrechts geneigt mar; allein bie 
Gültigkeit des Vertrages mar von der Genehmigung des Papstes abhängig gemacht 
worden , unb biefe erfolgte nur unter völlig unannehmbaren Bedingungen, fo daßz 
der Zwist nur um fo heftiger wieder ausbrach. Erst am 9. August 1277 kam ber 
Hunsberger Vergleich 311 Staube, welcher bieSmal, ohne eine päpstliche Bestätigung 
vorzubehalten , dem Zerwürfnisse ein vorläufiges Ende machte, unb bei biefer Ge- 
legenheit scheint der König auch bie Gültigkeit ber beiden Christenrechte anerkannt 
311 haben. Durch bie foeben aufgezählten Gesetzbücher mürbe bie Grundlage gelegt, 
auf welcher für Jahrhunderte hinaus baS Norwegische Recht beruhte; erhalten sind 
aber von denselben bie folgenden:

1. Die neuere Bearbeitung beS Gulathings=Christenrechts. 
Auf bereu Eingangsformel folgt ein Bekenntnis beS christlichen Glaubens, bann 
eine Erörterung über baS zwiefache Amt beS Königs unb des Bischojs, unb weiter- 
hin eine Thronfolgeordnung, welche K. Häkon gamli im Jahre 1260 erlassen hatte; 
bann schlieszt sic baS Christenrecht selber an, welches nur eine durch mehrfache 
Zusätze, Abstriche unb Korrekturen umgestaltete leberarbeitung beS betreffenden Ab= 
schnittes ber älteren Gulathingslög ist. Augenscheinlich bildete biefeS Rechtsdenkmal 
einen Bestandtheil ber oben erwähnten ßegiSlation vom Jahre 1267, unb ist als 
ein Mittelglied zwischen ben älteren Provinzialrechten unb ben späteren Gesetzbüchern 
beS K. Magnus unb Erzb. Jon immerhin bebeutfam.

2. Die neuere Bearbeitung beS Borgarthings=Christenrechts. 
Dieselbe geht ber eben besprochenen Bearbeitung beS Gulathings = Christenrechts 
parallel, unb ift zweifellos ein lleberrest ber ßegiSlation beS Jahres 1268. Die 
Reihenfolge ber Materien ift in beiben Rechtsbüchern wesentlich bie gleiche, unb 
auch ber Inhalt beider stimmt zumal in ben Punkten überein, welche bie Benützung 
neuerer Quellen ober sonst eine spätere Zuthat verrathen, wogegen da, wo baS eine 
Rechtsbuc dem älteren Gulathingslög folgt, baS andere sic an bie älteren Bor- 
garthingslög 311 halten pflegt. Der eigenthümliche Eingang ber neueren Gulathings­
lög fehlt hier; aber er kann recht wohl in ber einzigen für ben Anfang ber neueren 
Borgarthingslög erhaltenen Handschrift zufällig beseitigt fein, zumal ba biefe keinerlei 
Eingangsformel zeigt.

3. Das sogenannte Christenrecht König Sverrir’s. Aus inneren 
unb äußeren Gründen kann dieses Rechtsbuc unmöglich bem K. Sverrir (f 1202) 
angehören, welchem eS beffen einzige Handschrift zuschreibt, unb überhaupt nicht vor 
ber Mitte beS dreizehnten Jahrhunderts entftanben fein; bie falsche Benennung erklärt 
sic vielmehr auS einem Irrthume beS Schreibers, welcher bie Eingangsworte eines 
Don K. Sverrir unb feinen Bischöfen publizirten Erlasses, ber jenem Christenrechte 
voransteht, ohne Weiteres auch auf biefeS beziehen zu sollen glaubte. Aus ben 
Christenrechten ber älteren Gulathingslög unb Frostuthingslög in rohester Weise 
kompilirt, kann dasselbe, menn überhaupt legislativen Ursprungs, nur einer Gesetz- 
gebung angehören, welche wenigstens auf kirchenrechtlichem Gebiete für baS ganze 
Reich gelten wollte; dasselbe scheint sic hiernach am passendsten als ein ben Jahren 
1269—71 angehöriger Gesetzentwurf betrauten zu lassen, unb eS mag sic gerade 
daraus, das derselbe niemalen gesetzliche Geltung erlangte, erklären, das bie Auf- 
zeichnung über ihre Entstehung unb Bedeutung keinerlei Aurschlusz gewährt.

4. Sie Jrnsda. Unter biefem Namen, ber soviel mic Eisenseite bedeutet, 
unb mol von bem Einbande ber Handschrift hergenommen fein mag, ging nac
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einem ziemlic gleichzeitigen Annalenterte das im Jahre 1271 nac Island geschickte 
Gesetzbuch; bei Name ber Häkonarbök dagegen, welcher ber Quelle feit ber Mitte 
des siebzehnten Jahrhunderts mehrfach beigelegt wird, beruht lediglic auf ber irrigen 
Vermuthung, dasz dieselbe bereits unter S. Hakon gamli bearbeitet worden fei. Die 
Eintheilung beS Gesetzbuches ist gan3 die in Norwegen hergebrachte. Dasselbe be= 
ginnt mit einem Thingfararblkr, welcher aber durc bic erst auf ihn folgende Ein- 
gangsformel als nicht zum eigentlichen Gesetzbuche gehörig bezeichnet wird, und läszt 
bann den Kristindömsbälk unb bic übrigen Abschnitte folgen; jedoc fehlen von den 
in ben Norwegischen Rechtsbüchern hergebrachten Abschnitten bic auf bas Stanu= 
güterrecht unb das Heerwesen bezüglichen, als auf Island nicht amwvendbar, und 
ber Kristindmsblkr enthält lediglic baS Glaubensbekenntnis, bic Erörterung über 
ben Beruf beS Königs unb Bischors, sowie bic Thronfolgeordnung Von 1260, alfo 
dieselben Stüde, welche bie Einleitung 311 dem Gulathings = Christenechte Von 1267 
bilden, jedoc ohne dasz ihnen ein wirkliches Christenrecht folgt. Ihrem Inhalte 
nac ist bic Jrnsda wesentlich auS ben Frostuthingslög unb Gulathingslög kom- 
pilirt, wogegen älteres Isländisches Recht unb andererseits neuere Norwegische Gesetze 
nur in untergeordnetem Masze benutzt sind; cS mag fein, das bic unsäglich rohe 
Art ber Bearbeitung zum Aufgeben ber ursprünglich sicherlich beabsichtigten Ein- 
jührung beS .Gesetzbuchs auc in Norwegen bestimmte.

5. Die Landslög. Die Eintheilung beS Gesetzbuchs is bie gewöhnliche 
unb insbesondere wird auc hier ber Thingfararblkr als augzerhalb des Ganzen 
stehend betrachtet. Der Kristindämsbälkr enthält lediglich dieselben Stücke wie in 
ber Jrnsda, nur das an bic Stelle ber Thronfolgeordnung Von 1260 bic von 
1273 getreten ist. Ein Prolog unb Epilog, welche bem Gesezbuche beigegeben sind, 
dürfen nur auf dessen erste Einführung am Frostuthinge bezogen werden, unb ift eS 
ein bloßes Miszverständnis, welches zu einer Verkennung beS ganzen Zusammenhangs 
in ber legislativen Thätigkeit beS K. Magnus führt, wenn einzelne Handschriften 
unb ihnen folgenb einzelne neuere Schriftsteller beibc Stücke auch auf bie übrigen 
Dingverbände beziehen unb für sie anwendbar machen wollten. Materiell ift baS 
Gesetzbuch, ein für baS ganze Reich gemeinsames , unb nur in beffen Dingordnung 
finden sic für bie verschiedenen Dingverbände verschiedene Bestimmungen , sofern bie 
Art ber Beschickung des Lögthings für jedes Von ihnen besonderer Regelung bc= 
burfte; formell Wirb bagegen bie alte Sonderung festgehalten unb läszt sic zumeist 
baran, das bie eine Handschrist Von Guley, bem Gulathinge u. dergl. spricht, 
während bie andere baS Frostuthing, Borgarthing ober Eidsifjathing u. f. W. nennt, 
erkennen, ob eine solche für diesen ober jenen Dingbezirk bestimmt War. Die Hal= 
tung beS Gesetzbuches ift zwar eine bessere als bie ber Järnsida, aber immerhin 
noc schlechte, bie Darstellung zumal Weit minber gut als in ben alten Provinzial- 
rechten.

6. Der neuere B jarkey j arettr. Die Eintheilung desselben ift wesent= 
lic bie beS Landrechts, nur dasz anstatt ber beiben auf ben Grundbesit bezüglichen 
Abschnitte ein anderer eingestellt ift, welcher Boejarskipan, b. h. Stadtordnung über- 
schrieben ift, unb das zwischen ben Thjfablk unb bie Rettarbötr ein weiterer 
eigenthümlicher Abschnitt unter bem Titel Farmannalög, b. h. Seerecht, eingeschaltet 
steht. Inhaltlich zeigt neben ben genannten beiben Abschnitten nur noc ber Thing- 
fararbälkr größere Selbständigkeit, ber eigenthümlichen Gestaltung ber städtischen 
Verfassung entsprechend; im Uebrigen ift ber Text beS Stadtrechts grösztentheils auS 
bem Landrechte herübergenommen, weshalb denn auc beffen meiste Handschriften 
anstatt einer vollständigen Abschrift vielfach nur Verweisungen geben. Für sämmt= 
liche Kaufstädte beS Reiches gleichmäzig bestimmt, läszt das Gesetzbuch doc auS ein- 
Seinen Ortsbezeichnungen zumeist erkennen, ob baS einzelne Exemplar für Bergen oder 
Drontheim, für Oslo ober Tunsberg bestimmt War. Prolog unb Epilog beS Lands 
rechtes finb ebenfalls wesentlich unverändert beibehalten, obwol beide für baS Stadt-
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recht nicht passen; nur die Notiz über ben Zeitpuntt ber Einführung des letzteren in 
Bergen ist neu und glaubhajt.

7. Die Hirdskrä. Es beginnt dieses Dienstmannenrecht mit einer Ein- 
gangsformel, welche wesentlich ebenso auc an ber Spitze des Landvamarbälks des 
Gemeinen Landrechts und Stadtrechts steht; bann folgt bie Thronjolgeordnung von 
1273 ganz wie fic in jenen beiden Gesetzbüchern enthalten ift, nur mit einigen Zu- 
thaten, welche bie speziellen Rechte und Pflichten ber Königlichen Dienstleute be= 
treffen. Weiterhin jchlieszt fiel) eine längere Auseinandersetzung über bie verjchiedenen 
höheren Hofämter an, welche einzeln in Bezug auf bie mit ihnen verbundenen Rechte 
und Pflichten, sowie bie Art ihrer Verleihung besprochen Werben; bann aber folgt, 
von einigen Handschrijten als ber zweite Theil des Buches bezeichnet, eine im lehr- 
hajtesten Ton gehaltene Unterweijung über bie allgemeinen Verhältnisse des Königs- 
dienstes, und weiterhin eine Besprechung ber Rechte unb Pflichten ber geringeren 
Klassen ber Königlichen Dienstleute. Am Schluffe Werben Röttarbötr ber Könige 
Hakon unb Magnus zusammengestellt, in welche aber auch manche ältere Rechts- 
satzungen eingeschoben scheinen, bie vielleicht nur eine leichte Umgestaltung durc bie 
genannten Könige erlitten. In ben zweiten Theil ift eine Verordnung über bie 
Pflichten ber Syslumenn, b. h. Amtleute, Lendirmenn, b. h. Landherren, unb 
Veizlumenn, b. h. Lehnsleute, eingeschaltet, welche im Jahre 1273 zu Tunsberg 
unb Bergen erlassen Würbe; andererseits ift eine Verordnung aus bem Jahre 1277 
nicht benutzt, welche bie altherkömmlichen Titel des Lendrmadr unb Skutilsveinn 
mit ben modernen des Barons unb Ritters vertauschte; bie Entstehungszeit der 
Quelle, welcher übrigens ein älteres Dienstmannenrecht 311 Grunde lag, ergiebt sic 
danach Von selbst.

8. Der Kristinrettr Jöns erkibiskups. Von ben 7 Handjchriften, 
in welchen biefeS Christenrecht erhalten ift, bezeichnen 3 ben Erzbijchor Jon als ben 
Verfasser unb zwar zwei ber ältesten mit dem Beifügen, dasz K. Magnus feine Ge- 
nehmigung erteilt habe; ba ber Inhalt beS Rechtsbuches zu jener Eingabe recht 
wohl paszt, unb ba bie Abfassung eines Christenrechts durc ben genannten Erzbischor 
mehrfac beseugt ift, auc bie Annahme in feiner Weise unwahrscheinlich ift, daß 
gelegentlich ber Eingehung beS Tunsberger Vergleiches (1277) jene Genehmigung 
wirklic erfolgt fei, liegt fein Grund Vor, jene Notiz zu beanstanden. Da ber Fest- 
fatalog beS Christenrechts baS im Jahre 1274 in Norwegen eingeführte festum 
coronae spineae noc nicht kennt, unb andererseits doc ein im Jahre 1277 31t 
Tunsberg erlassenes Zehntregulativ aufgenommen ift, darf wol angenommen Werben, 
dasz ber Erzbischof dasselbe schon im Sommer 1273 Vollenbet unb auch als baffelbe 
bie Königliche Sanktion erhielt, wesentlich unverändert gelaffen habe, mit Aus= 
nahme nur ber Einstellung jenes gleichzeitig ergangenen Zehntgesetzes, llebrigens ift 
baffelbe eine sehr ungeschlachte Kompilation aus älteren unb neueren, einheimijchen 
unb gemeinrechtlichen Duellen, in welche viel antiquirter Stoff aus bloßer Ungeschick- 
lichkeit auf genommen ift.

9. Der Kristinrettr Arna biskups. Dasselbe ift durchaus auf Grund 
beS eben besprochenen Norwegischen Christenrechts bearbeitet, doch fo, das mehrfac 
baS ältere Isländische Kirchenrecht berücksichtigt Wirb, wie beim 3. SB. bie Zehut= 
gesetzgebung durchaus bie nationale, blieb.

10. Die Jönsbök. E3 ift bieS baS Gesetzbuch, welches K. Magnus in 
feinen letzten Lebensjahren für Island abfaffen liesz, unb nac bem Lögmanne Jön 
Einarsson benannt, welcher baffelbe int Jahre .1280 nac ber Insel hinüber brachte. 
Nac Form unb Inhalt schlieszt baffelbe sic wesentlich an baS Norwegische Land- 
recht an, nur das statt beS Utfararbalfs ein „Um konungs thegnskyldu“ über- 
schriebener Abschnitt, nac bem Erbrechte ein „Framfärslubälkr“, nac bem Lands- 
leigubalfe ein „Rekabälkr“, endlich nac dem Kaupabalke ein gröztentheils bem 
Norwegischen Stadtrechte entlehnter Abschnitt über bie „Farmannalög" eingeschoben 
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ist, und auc sonst hin und wieder das ältere Isländische Recht sic benutzt zeigt. 
Da auf Island zu keiner Zeit vom Heerdienste die Rede war, dafür aber bestinumte 
Abgaben an ben König entrichtet wurden, ba ferner bic Armenpflege, das Strand- 
recht und das Seewesen für bic ökonomischen Zustände der Jusel besondere Bedeu= 
hing hatten, ba endlic das Stammgiterrecht hier fehlte und auc soust bic bäner- 
liche Wirthschait mancherlei Besonderheiten zeigte, erklären sic biefe Abweichungen 
von selbst. Der Prolog des Landrechts aber kehrt and) hier wieder, so wenig er 
baffen teilt.

11. Einige wenige einzelne Verordnungen, unter welchen bic auf 
ben Bergener und Tunsberger Vergleic Dezülglichen Dokumente bic wichtigsten sind.

§ 3. Die Gesetzgebung der späteren Zeit. Die späteren Norwegischen 
Könige bauten auf der durc K. Magnus lagabötir gelegten Grundlage durc zahl= 
reiche Verordnungen fort, welche fic über einzelne Gegenstände erließen; zu einer 
umfassenden Gesetzgebung aber fam es unter ihnen nicht mehr. Dabei ift es aber 
nicht fo sehr bus Privatrecht unb Strafrecht , welches Von ihnen ins Auge gefaßt 
wird, als vielmehr das öffentliche Recht und zumal bad Verwaltungsrecht; bic all- 
mähliche Ordnung des Aemterwesens einerseits unb bic Regelung der Handels= unb 
Gewerbegesetzgebung andererseits bilden ben Hauptinhalt jener Verordnungen, unb 
lassen deutlic erkennen, wie ber rein bureaukratische Staatsmechanismus gerade in 
dieser Zeit an bic Stelle des alten voltsthümlichen Staatswesens tritt. Eigenthüm- 
liche Schickjale hatte aber in dieser Zeit das Kirchenrecht. Unmittelbar nac K. 
Magnus lagabötir’s Tod brac ber Kampi mit ber Kirche neuerdings aus unb der 
Tunsberger Vergleich wurde für aufgehoben, bad geistlicherseits erlassene Christenrecht 
für ungültig erklärt. Ohne durc einen förmlichen Vergleich beendigt zu fein, 
erlahmte ber Streit nac unb nach, bie Frage aber blieb unausgetragen, welches 
Von ben verschiedenen Christenrechten zu gelten h^bc. Staatlicherseits drang man 
auf bie Beobachtung des „alten" Christenrechts (1280, 1283, 1290, 1308), „wie 
es in ben Tagen Erzb. Sigurd’s unb K. Hakon’s gegolten hatte4 (1291, 1327), 
ober noc bestimmter des Christenrechts , „welches Vor Alters galt unb zwar weder 
desjenigen, welches K. Magnus zusammensetzen ließ, noc desjenigen, welches Erzb. 
Son zusammensetzen ließ, sondern desjenigen, welches Vorher bestand" (1316); geist- 
licherieits bagegen werden öfter Erzb. Jon’s Statuten (1306, 1327, 1336) ober ber 
Tunsberger Vergleich (1351), ober beide (noc 1436) als geltendes Recht in Bezug 
genommen. Hieraus erflärt sich, baß sowol bie Christenrechte ber älteren Provinzial- 
rechte als bie ber Legislation Von 1267—68 noch abgeschrieben wurden, als bereu 
weltliche Bestandtheile längst antiquirt teuren; erst als ber Klerus Von K. Christian I. 
eine formelle Bestätigung des Tunsberger Vergleiches erlangte (1458), fonnte allen- 
falls auch bie Herrichajt des von Erzb. Son versaszten Christenrechts als gefiebert 
gelten, ©ine Reihe geistlicher Statuten, Von einzelnen Erzbischöfen unter Mit- 
wirkung ihrer Provinzialkonzilien erlassen, bilbete inzwischen das Kirchenrecht fort, 
neben welchen noch einzelne päpstliche unb erzbischöfliche Erlasse zu berücksichtigen 
fommen.

Quellenausgaben, ©ine verlässige Gesammtausgabe ber Rorwegijchen Legalquellen 
aus ber Zeit vor ber Union mit Dänemart wurde Von 9t. Reyser unb P. ä. Munc be- 
sorgt unb erschien mit öffentlicher Unterstützung unter bem titel „Norges gamle Love 
indtil 1387“ (Christiania, 1846—49, 3 Sbe. in 4°); zu bedauern ift nur, baß ber vierte 
Band, welcher ben gelehrten Apparat zu bem ganzen Werke bringen soll, noc immer auS= 
ständig ift. Vor bem Erscheinen biefer Ausgabe hatte man sic im Wesentlichen mit ber 
„Sämling af gamle Norske Love“ behelfen müssen, welche Hans aus in ben Jahren 
1751—52 zu Kopenhagen in zwei Quartanten hatte erscheinen taffen; aber biefe Sammlung 
reicht zwar biS auf die Verordnungen K. Friedrich’s III. herab, ift jedoc keineswegs voll- 
ständig unb giebt überdies bie älteren Stücke mit wenigen Ausnahmen (das ältere Stadtrecht, 
unb Eidsifjathings-Christenrecht) nicht im Originale, sondern nur in Dänischer lebersetzung, 
häufig nach wenig brauchbaren Texten, unter irreleitenden titeln unb durc zahlreiche sprac- 
ließe wie sachliche Miszverständnisse entstellt. Gesondert herausgegeben wurde bie Hirdskra
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bitrd I. Dolmer (Kopenhagen 1666), bann I. I. Resenius (Kopenhagen 1673); sodann 
das ältereBorgarthings-Christenrecht durc den späteren Skalholter Bischof Hanne 
3inn3fon (Kopenhagen 1759—60), welcher auch, nachdem ein Theil feiner Ausgabe durc 
yiagnuS Dlof Veronius reproduzirt worden war (Upsala, 1761), auf einzelne ‘e- 
merkungen dieses letzteren in feinen Curae posteriores (1762) und beren Fortsetzung (1765) 
antwortete; das gemeine Sandrecht in einer für das Gulathing beftimmten Rezension 
bitrd) Grimr Jousjon Thorfelin (Kopenhagen 1817), enblid) das gemeine Stabte 
recht bitrd) Greg. Fougner-ßund (Skopenhagen 1829). Diesen üblen Sustand des ver- 
fügbaren ‘aterials muß man im Auge behalten, Wenn man bie Angaben unb Citate 3. 
Grimm’s in feinen Rechtsalterthümern unb Wilda’s in feinem Strafrechte ber Germanen 
verstehen unb würdigen will, lebrigens muß man bei ber Schwierigkeit, einzelne Verordnungen 
ber Könige, Erzbischofe, Päpste von bloßen Urkunden 311 unterscheiden, auc das Diploma- 
tarium Norvegicum stets zur Hand haben, welches erst von Chr. 91. (5. Sange unb 
Rarl R. Unger, bann von letzterem unb H. 3- Huitfeldt herausgegeben, in den Jahren 
1848—80 zu 10 ftarfen Oktavdoppelbänden gediehen ift.

B. Seit der Union mit Dänemart bis auf König Ehrijtian’s V. Gejetzbuc.
§ 4. Bis auf K. Christian’s IV. Gesetzbuch unb Kirchenordi= 

nanz. In ber Verbindung mit Dänemark, in welche Norwegen im Jahre 1388 
eingetreten war, verblieb das Land, auch nachdem Schweden sic definitiv von der- 
selben gelöst hatte (1523); aber freilich bildete es nur bis zum Jahre 1536 ein 
selbständiges llnionsland, von ba an bagegen zwar nicht, wie man vielfach ange= 
nommen hat, eine Dänijche Provinz, aber doc ein von Dänemarf vielfach ab= 
hängiges Nebenreich, unb selbst in jener ersteren Periode War bie Selbständigkeit 
des Reiches thatsächlich nur von geringer Bedeutung. Eine Reihe einzelner Ber- 
orbnungen, königl. Handfesten unb Rezesse Würbe allerdings für Norwegen speziell 
erlassen, unb bie letzteren zumal, welche regelmäßig eine Anzahl verschiedener Gegen- 
stände einigermaßen eingehender behandelten, tonnten immerhin als Supplemente 
zum Land- unb Stadtrechte des K. Magnus gelten; aber baneben tarn nac unb 
nach mit Dänischen Beamten auc Dänisches Recht ins Land, unb wenn in manchen 
Fällen gemeinsame Verordnungen für beibe Lande erlassen würben, fo Würben andere 
Male auc wol Bestimmungen in Norwegen praktijc angewanbt, welche ursprüng- 
lic nur für Dänemark gegeben Worben waren. Das einzige umfangreichere Gejes, 
welches zu erwähnen kommt, ift aber K. Friedrich’s II. Seerecht Vom 9. Mai 1561, 
welches bestimmt War, das Wisby’sche Seerecht zu verdrängen. Welches durc bie 
Hanse im Norden zur thatsächlichen Herrschaft gelangt war; im lebrigen blieb im 
Stoßen unb Ganzen des Königs Magnus Gesetzgebung im Gebrauch, Wenn auch 
im Einzelnen vielfach durch neuere Vorschriften unb, was bie Städte betrifft, einzelne 
autonome Satzungen, umgestaltet ober durc bie Praris verlassen. Aber biefe Ge= 
setzgebung , an sic schon für das sechzehnte Jahrhundert wenig pajjend , lag nur in 
Wenig zahlreichen Handschriften Vor, unb ihre Veraltete Sprache machte dieselbe viel- 
fac unverständlich; mancher Richter mußte fiel) mit fehlerhaften Abschrijten ober mit 
unzuverlässigen Uebersetzungen ober gar gan^ ohne Gesetzbuch behelfen, fo baß bie 
Rechtsunsicherheit im Reiche groß Würbe. Schon K. Christian III. suchte biefen 
groben lebelständen zu steuern (1557), unb K. Friedrich II. erneuerte ben Versuch 
(1572); bie vormundschaftliche Regierung, welche während ber Minderjährigkeit 
Christian’s IV. über das Land gesetzt war, that gleichfalls Schritte in solcher 
Richtung (1592—93): aber erst als ber letztere König das Regiment selber ange- 
treten unb im Jahre 1602 Norwegen besucht hatte, tarn bie Sache ernfthaft in 
Sang. Im Jahre 1604 Würbe K. Christian’s IV. Norwegisches Gesetzbuch fertig, 
unb im Jahre 1605 förmlich promulgirt; inbeffen kann dasselbe als ein neues Se- 
setzbuc doc nur in sehr uneigentlichem Sinne gelten. Zunächst War eS babei 
lediglich auf bie Herstellung eines korrekten Textes beS alten Landrechts fammt ben 
zu ihm gehörigen Novellen unb auf dessen lebertragung in bie moderne Sprache
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abgesehen; wenn jedoch weiterhin auc bie Beseitigung aller veralteten und bic 
Aufnahme aller neueren und noc geltenden Bestimmungen in ber Publikationgver- 
ordnung als beabsichtigt bezeichnet Wirb, so entsprac insoweit bie Ausführung 
keineswegs beut Plane. Einerseits ift zwar ber alte Kristindömsbälkr als unprat- 
tisc gestrichen; aber bic alte Heeresverfassung, das alte Strafrecht mit feinen Busz= 
sätzen, das alte Gerichtswesen ift unverändert beibehalten, obwol selbstverständlich 
von einer unveränderten Geltung ber betreffenden Bestimmungen nicht mehr bie 
Rede fein tonnte; andererseits sind auc keineswegs alle Verordnungen aufgenommen, 
welche nach wie Vor Geltung zu behaupten bestimmt waren. Vielfac sind überdies 
bie Einschaltungen an den unrechten Ort zu stehen gekommen , während ber Tert 
zugleich Von lebersetzungsfehleri und sonstigen Miszverständnissen wimmelt; fo hat 
denn das Gesetzbuch, welches übrigens für Stabt und Land gleichmäszig gelten sollte, 
für unS fast nur infofern Werth, als eS zeigt, was man 311 Anfang des siebzehnten 
Jahrhunderts Vom älteren Recht noc verstand und übte. — In ber kirchlichen Ge= 
setzgebung hatte inzwischen bie Reformation eine durchgreifende Umgestaltung hervor- 
gerufen. Die Kirchenordinanz vom 2. September 1587, welche mit Bugenhagen’s 
Hülfe für Dänemark zu Staube gebracht Worben war, Würbe zunächst provisorisch 
auch in Norwegen eingeführt; sie blieb hier aber längere Zeit in Kraft, ba bie in 
Aussicht genommenen definitiven Anordnungen ausblieben, unb nicht minder erlangten 
auch bie Ribener Artikel Vom 4. Mai 1542, fowie K. Friedrich’ II. Ordinanz 
über. Ehesachen Vom 19. Juni 1582 hier Geltung. Aber im Jahre 1604 beauf- 
tragte K. Christian IV. bie Norwegijchen Bischöfe mit ber Abfassung eines eigenen 
Kirchenrechts für ihr Land, welches benn auc, soweit irgenb möglich auf bic 
Dänijche Kirchenordinan gebaut, zu Stanbe tam unb am 2. Juli 1607 als Kong 
Christian IV. Kirkeordinanz for Norge publizirt Würbe. — Das Gesetzbuch 
K. Christian’s IV. würbe gleich bei feinem Erscheinen im Drucke veröffentlicht 
unb fobann wiederholt aufgelegt; bie neuefte Ausgabe desselben veranstalteten, unter 
Beigabe einer vortrefflichen quellengeschichtlichen Einleitung, Fr. Hallager unb Fr. 
Brandt (Christiania 1855, in 8°). Die Kirchenordinanz desselben Königs 
findet man in ber Paus’schen Sammlung; theils auS dieser, theils anS mancherlei 
anberen Werken, zumal über Dänische Geschichte, musz man sic auch bie einzelnen 
Verordnungen unb Rezesse mühsam zusammenjuchen, foWeit solche überhaupt ge= 
druckt sind.

§ 5. Bis auf K. Christian’s V. Gesetzbuch. Nach ber Publikation 
feines Gesetzbuchs erlies K. Christian IV. noc eine Reihe einzelner Verordnungen 
für Norwegen, unb zumal war fein großer Rezesz Vom 27. Februar 1643 theils 
ausdrücklich für dieses Land bestimmt, theils wenigstens thatsächlic gutentheils 
daselbst geltend geworben; anbere legislative Projekte dagegen, wie zumal baS eines 
neuen Norwegischen Stadtrechts, blieben unausgeführt. Auc Von feinem Nachjolger, 
K. Friedrich DI., jind mehrfache Gesetze vorhanden, barunter baS berühmte Königs- 
gejet Vom 14. November 1665; zu einem neuen Gesetzbuche für Norwegen gelangte 
man dagegen troß wiederholter Versuche erft durch K. Christian V. Bereits im 
Jahre 1680 Würbe Von diesem eine Gesetzgebungskommission für dieses Land nieder- 
gesetzt, welche im Jahre 1682 nac Kopenhagen Verlegt, noc im Dezember desselben 
Jahres einen Entwurf zu Stanbe brachte. Durch zwei weitere Kommissionen, eine 
Dänische unb eine Norwegische, Würbe biefer Entwurf fobann revidirt, unb hierauf 
im Juli 1687 durch bie Dänische Revisionskommission definitiv festgestellt; doc ift 
bie Vorrede beS Gesetzbuches schon Vom 15. April 1687 batirt, unb promulgirt 
würbe baffelbe erft am 14. April 1688, zugleich mit einem Kirchenrituale Vom 
Jahre 1685, welches für Dänemart unb Norwegen gemeinfam zu Stanbe gekommen 
war. Es zerfällt aber Kong Christian den Femtes Norske Lov in 6 
Bücher, beren erstes Vom Gericht unb ben Gerichtspersonen, beren zweites Von ber 
Religion unb ber Geistlichkeit, beren drittes Vom bürgerlichen unb Hausstande, beren
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viertes vom Seerecht, bereit fünftes vom Privatrecht und bereu sechstes vom Strafe 
recht handelt; gebaut ift dasselbe im Wesentlichen auf dejjelben Königs Dänisches 
Geseuzbuch, doc so, baß dem cigenthümlichen Necht Norwegens, zumal was bie 
Landwirthschait, bann bic Organijation ber Gerichte betrifft, vielfach Rücksicht ge­
tragen, inib demnac zumal auc das Gesetzbuch Von 1604, bie Kirchenordinan3 
von 1607 und ber große Rezesz. Von 1643 benutzt ift. Von Anjang an durc 
ben Druck veröffentlicht, hat das Gejelzbuc mehrfache Auflagen erlebt, wie es benn 
noc heutzutage, wenigstens für ben größeren Theil des Privatrechts, geltendes Recht 
ift; bic einzelnen Verordnungen feit dem Nezesz Von 1643 findet man, wiewol 
nicht ganz vollständig, in H. Göde’s Dänischer Verordnungensammlung, wogegen 
man sic bic älteren an verschiedenen Orten, zumal auc bei Paus, zujammen- 
lesen muß.

Literatur, Heber bic Geschichte ber Norwegischen Rechtsquellen hat bereits Jon Ei- 
riksson gehandelt, in ber britten Auflage Von Hoberg’s Dannemarfs og Norges geistlige 
og verbSlige ©tat (Kopenhagen 1762), ©. 476—508, unb nochmals in Rongslew ’S Zerk: 
Den Sanfte og Norske Private Stets förste Grunde (Kopenhagen 1781), 1. ©. 116—191. Ebenso 
bat Dreyer in feinen Beiträgen zur Literatur ber Nordischen Rechtsgelahrsamkeit (Hamburg, 
1794), ©. 65—83, bie Norwegischen Gesetze behandelt; Jafob Grimm's „Siteratur ber Alt- 
nordijchen Gesetze" im III. Bande ber Zeitschrift für geschichtliche Rechtswisienschaft (1817), 
unb Wild a's Bemerkungen über bie Skandinavischen Rechtsquellen, in ber Einleitung 31 
feinem Strafrechte ber Germanen (1842), finb noc immer beachtenswert, wenn auc ber 
durchgreifendsten Berichtigungen bebürftig. Neuerdings erschien, als Manusfript gedruckt, ein 
Grundrids af ben norike Retshistorie von Fr. Brandt (Christiania 1853), beffen erstes Heft 
bie Duellengeschichte sehr übersichtlic behandelt, sowie beffelben Berfasiers Foreläsninger 
ober ben norffe Retshistorie, Bd. 1. (ebenda, 1880), ©.1—64; über eine Menge einzelner 
Fragen geben allgemein geschichtliche Werke, wie zumal St. Renser, Den norffe Rirkes 
Historie unber Ratholicismen (Christiania, 1856 — 58), 2 Bde., bann . A. Nunc, „Det 
Norske Folks Historie" (Christiania 1852—59), 6 Bde. in 4 Theilen unb „llnionsperioden" 
(1862—63), 2 Bde., erwünschten Aufichlusz. Heber K. Sverrir's angebliches Christenrecht 
habe ic selber in Bartsch' Germanistischen Studien, 3d. L ©. 57—76 unb wieder in 
meinen Studien über das fog. Christenrecht König Sverrir's (München 1877) micausge- 
sprochen, unb eine Abhandlung bon mir über bie Entstehungszeit her älteren Gulathingslög 
ift im Jahre 1872, eine solche über bie Eutstchungszeit ber älteren Frostuthingslög aber im 
Jahre 1875, in ben Denkschriften ber fgl. Bayer. Akademie ber Wissenschaften, KI. I. Bd. 
XII. unb XIII. erschienen. Vgl. ferner meinen Artikel Gulathingslög in ber allgemeinen 
Encyklopädie ber Wissenschaften unb Künste, 3d. VII. ©. 1—74 (1878), unb meine Udsigt 
ober be nordgermaniske Retsfilders Historie (Kristiania 1878). Heber K. Magnis Saga- 
böter’S Gesetzgebung bgl. Gustav ©torm, Om Haandekrifter og Oversättelser af Magnus 
ßagaböter’S Sove, in ben Verhandlungen ber wissenschaftlichen Gesellschaft bon Christiania, 
1879. Siehe endlic ß. 9. B. Aubert, En ldsigt ober be norffe ßobeS Historie, Kopen- 
hagen 1875. Hebet bie Geschichte zumal des Gesetzbuches K. Christians V. giebt eine Arbeit 
Aubert's, Set norffe Privatrets almindelige Sei, I. Afdelning, Om be norffe Rets- 
filber (Christiania 1877), aus ungedruckten Duellen völlig neue Aufichlüsse.

II. Die Geschichte ber Isländischen Rechtsquellen.

a. Die Zcit Dcs Freistaats.
§ 1. Gang ber Rechtsbildung auf Jsland. Bon Norwegen aus 

am Schlujje des 9. Jahrhunderts bevölkert, bildete Island bis zur Mitte des 
13. Jahrhunderts eineu selbständigen Freistaat. Um baS Jahr 930 traten bie 
Häuptlinge ber verschiedenen, bis dahin selbständigen Verbände zu einem Gejammt- 
ftaate zusammen; ein Landrecht wurde in ihrem Aujtrage durc Ulfljöt nachden 
Muster ber Norwegischen Gulathingslög entworfen, welches nac feinem Verfasser 
ben Namen ber Ulfjtslög trug; eine Landsgemeinde (Althingi) wurde eingesetzt, 
welche alljährlich an einem bestimmten Orte zusammentreten jollte, unb baS Amt 
beS Gesetzsprechers (Lögsögumadr) eingeführt, beffen Träger durc regelmäßige Rechts=



332 Die gejchichtlichen Grundlagen her Deutschen Niechtsentivictung ic.

Vorträge an dieser Landsgemteinde für bic lleberlieferung des Nechts sorgen, den 
Vorsitz in der gesetzgebenden Versammlung (Lögrötta) führen, und überdies auf Ver- 
langen Jedermann über schwierige Rechtsfragen Auskunjt geben sollte. Wir erfahren 
von einer Reihe bon Einzelngesetzen, welche in der nächstfolgenden Zeit erlassen 
wurden, bon denen bic bedeutsamsten das Gesetz über bic Ordnung der Bezirks- 
verfasjung (965), bie Annahme des Ghristenthums (1000), bic Ginführung des 
jüniten Gerichts (1004), bic Abschaffung des Zweikampis (1006), bic Stiftung des 
Bisthumes Skalholt (um 1090 ?), bic Einführung der Zchutlajt (1097) und bic 
Stiftung des Bisthumes Holar (um 1105) waren. In den Jahren 1117—18 
tarn es fobann zu einer zweiten Kodifikation, bic, wie cs scheint, nur in einer 
offiziellen Redaktion der Rechtsvorträge des Gesetzsprechers bestand, und nac dem 
Häuptlinge, unter beffen Aufsicht fic erfolgte, den Namen der Haflidaskrä erhielt. 
Wenig später (zwischen 1122 unb 1133) erfolgte auf Betrieb bet beiden Landes- 
bischöfe unb mit Genehmigung des Erzbischofs bon Lund bic Aufzeichnung des 
Christenrechts, unb weiterhin schloß sic wieder eine Reihe einzelner Gesetze an, beten 
keines doch befonbere Bedeutsamkeit zeigt; um so erheblicher ist dagegen, das bie 
Insel, welche anfangs zum Erzbisthume Hamburg unb feit 1103 zum Erzbisthume 
Sunb gehört hatte, im Jahre 1152 zur Provinz beS neu errichteten erzbischörlichen 
Stuhles zu Drontheim (Nidarös) geschlagen wurde. Theils biefe kirchliche Unter» 
werjung unter Norwegen, theils aber, unb hauptsächlich innere Zwistigkeiten unter 
ben Isländischen Häuptlingen (godar), welche dem Norwegischen Könige Gelegenheit 
zur Einmischung in bic Angelegenheiten ber Insel gaben, führten endlich zu beten 
Unterwerfung unter biefen, welche im Jahre 1262 für das Nordland unb ben 
gröszeren Theil beS Südlandes, bann auch für baS Westland, im Jahre 1263 für 
ben Ueberrest beS Südlandes, endlic im Jahre 1264 für baS Ostland erfolgte.

Die gesetzgebende Gewalt war während ber ganzen Dauer ber Republit in ber 
Hand ber Lögretta, welche alljährlich am Alldinge zusammentrat, unb in welcher 
neben bem Gesetzsprecher unb ben Bischöfen bie 39 Godar entscheidende Stimme 
hatten. Auszerdem tarnen Willküren ber einzelnen Dingverbände unb Herrschaften 
(godord), ja fogar ber Gemeinden (hreppar) vor, bagegen im Wesentlichen feine 
gefonberte geistliche Gesetzgebung, Wenn auch ben Erzbischöfen unb Bischören eine 
gewisse Mitwirkung bei ber firchenrechtlichen Legislation, unb ihren Erlassen eine 
gewisse Auktorität unverjagt blieb. Gröszere Bedeutung fam ben Rechtsvorträgen 
des Gesetzsprechers zu, welcher alljährlich am ersten Freitage ber Dingzeit bie Ding- 
orbnung, unb auzerdem an ben 3. Alldingen, bie in feine dreijährige Amtsperiode 
fielen, in selbstgewählter Ordnung alle anberen Theile beS Landrechtes zu behandeln 
hatte; bie Autorität dieser Vorträge war um fo gröszer, als dieselben im Beisein 
bet gesetzgebenden Versammlung, und fomit gewisermaszen mit ihrer Sanktion ge= 
halten Würben. Auszerdem übte ber Gesetzsprecher durch feine Rechtsgutachten auf 
bie gratis einen erheblichen Einflusz auS, unb auc Von einer nicht offiziellen 
Jurisprudenz finden sic unverkennbare Spuren, welche zumal durch Anlegung Von 
Formelbüchern unb durch Sammlung unb Glossirung ber Rechtssatzungen selbst für 
bie leberlieferung unb Fortbildung beS Rechts wirkte. Seit bem Ende beS 12. Jahr- 
hunderts suchte auc ber Isländische Episkopat, durch ben Norwegischen Metropoliten 
bestimmt, bie kirchliche Gesetzgebung Vom Staate zu emanzipiren; jedoc blieb fein 
Bestreben zunächst ohne allen nachhaltigen Erfolg.

§ 2. Die sogenannte Graugans. Unter bem Namen ber Grgs, 
b. h. ber grauen Gans, pflegt man gewisse umfangreiche Aufzeichnungen über das 
Recht beS Isländischen Freistaats zusammenzufassen, welche, im Einzelnen sehr ver- 
schieden gestaltet, in einer Reihe verschiedener Handschriften aufbewahrt finb. Die 
beiden vollständigsten Handschrijten finb einerseits ber Codex regius (Konüngsbök), 
andererseits ber Codex Arnamagnäanus (Stadarbölsbdk), welche beibe ihren Stoff 
in eine Reihe grözerer Abschnitte (thättir, seltner blkar) zerlegt zeigen, doc so.
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dasz in der ersteren Handschrist zwijchen diesen Abschnitten noc mancherlei zerstreutes 
Material stcht. Zum gröszeren Theile sind dabei bic Abschnitte beiden Handschriften 
gemein, so das Ghristenrecht (Kristinna laga thättr), und Zehntrecht (Tiundarlög), 
Strajrecht (Vfgslödi), Erbrecht (Erfdatal), Armenrecht (Omagabälkr), Eherecht 
(Festathattr), Grundgüterrecht (Landabrigdathttr), jammt den Strandrecht (Reka- 
thattr); 311m Theil hat der Cod. Arnam. aber auch Stücke zu einem Ganzen ver- 
einigt, welche im Cod. reg. getrennt und unter besonderen leberschriften stehen, wie 
beim 3. B. dessen Vertragsrecht (Kaupablkr) wesentlich auS jechs hier zerstreut 
stehenden Stücken (Um fjarleigur. Um hrossreidir, Um hreppaskil, Fardagathättr, 
Um sättir manna. Um reizlur) zusammengesetzt ist. Einige im Cod. reg. enthaltene 
Abschnitte fehlen aber auch bem Cod. Arnam. ganz, wie bie Dingordnung (Thing- 
skapathättr), der Abschnitt bom Gesetzsprecher (Lögsögumannsthättr) unb ber gejet= 
gebenden Versammlung (Lögröttuthättr), bie Wergeldstajel (Baugatal) u. dgl. m.; 
bic Reihenfolge ferner, in welcher bie verschiedenen Abschnitte sich folgen, bann bie 
Ordnung ber Materien innerhalb jedes einzelnen Abschnittes, ist in beiden Hand= 
schrijten eine ganz verschiedene unb auch bic Art unb Weise, wie neuere Satzungen 
hier unb dort berücksichtigt werden, ift vielfach eine völlig ungleiche. Neben biefen 
beiben Haupthandschriften stehen sodann noch nicht wenige anbere, welche nur ein- 
zelne Abschnitte, zumal bic kirchenrechtlichen, enthalten, ober Membranfragmente, von 
denen sich nicht bestimmen läszt, ob sie nicht etwa umfaffenberen Auszeichnungen an- 
gehörten; auch bei ihnen zeigt sich aber dieselbe Verschiedenheit ber Behandlung des 
überlieferten Stoffes. Man darf sic hiernach dem Schlujse nicht entziehen, das 
unsere Handschriften nicht etwa blos verschiedene Rezensionen eines unb dejjelben 
Rechtsbuches, sondern dasz sie völlig verschiedene Kompilationen feien, welche nur 
grösztentheils auS denselben Duellen geschöpit, unb dadurch eine gewisse Gleichartig- 
feit gewonnen haben. Diese Duellen sind aber theils Gesetze, theils Rechtsvorträge 
von Gesetzsprechern, bereu mehrere namentlich genannt Werben, theils Privatarbeiten 
unb zumal Formelsammlungen; auS ein paar vereinzelten Anhaltspunkten läszt sic 
babei feststellen, dasz bie Kompilation beS Cod. reg. in den Jahren 1258—62, bie 
beS Cod. Arnam. aber in ben Jahren 1262—71 entstanden fein musz, während 
beibe unS nicht im Originale, sondern in Wenig späteren Abschriften vorliegen. Der 
Name ber Grags aber laut für biefe, überhaupt nicht unter einem gemeinsamen 
Namen zusammengefaszten Rechtsbücher erst am Anfang beS 17. Jahrhunderts, 
unb nur durch einen Irrthum auf. Man hatte sic im 15. unb 16. Jahrhundert 
auf Island gewöhnt, sic als einen Theil von Norwegen 311 fühlen, unb demnach 
auc Wie in Norwegen „des heiligen Olafs Gesetz" als Palladium alles Landesrechts 
anzusehen begonnen. Man hatte ferner bic oben erwähnte Nachricht, dasz K. Magnus 
gödi, des heil. Olafs Sohn, ein Gesetz unter bem Namen ber Gragas erlassen habe, 
heranziehen zu sollen geglaubt, unb dieselbe sic dahin zurechtgelegt, ba§ biefeS Ge= 
setzbuc eben nur bie Segislation beS heiligen Königs enthalten, unb das eS auf 
Island wie in Norwegen gegolten habe. Als man nun bei bem Wiedererwachen 
beS Studiums ber alten Literatur auf ber Insel bie alten Rechtsauszeichnungen ent- 
deckte, von betten ber erste Blic zeigte, dasz sie hinter ber Jönsbök nicht nur, sondern 
auc hinter ber Järnsida zurückliegen muszten, glaubte man in ihnen baS Gesetzbuch 
beS heil. Olafs zu besitzen, unb nannte fie eben barum, erst schüchtern unb zweifelnd, 
bann aber mit voller Zuversicht Grgs; heutzutage aber, ba bie Unabhängigkeit 
ber Rechtsentwicklung im Isländischen Freistaate von Norwegen längst festgestellt ift, 
darf jener irrthümlic aufgekommene Name nicht benutzt werben wollen, um bie an- 
gebliche Einheit ber verschiedenen ganz ober theilweise erhaltenen Rechtsauszeichnungen 
zu stützen. — Wir besitzen aber eine Ausgabe ber kirchenrechtlichen Stüde ber alteren 
Aufzeichnungen von Grimr Jonsjon Thorkelin, unter bem Titel: Jus eccle- 
siasticum vetus, sive Thorlaco-Ketillianum, constitutum an. Chr. 1123 (Kopenh. 
unb Leipzig 1776, in 8°). Ferner eine von Thordr Sveinbjörnsson im Auftrage 
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ber Arnamagnäanischen Kommission besorgte Ausgabe, welche sic auf alte 
Theile des Rechts mit Ausnahme des Skirchenrechts erstreckt, aber in sehr willkür- 
licher Weise aus ben beiden oben genannten Haupthandschriften ihren Tert zusanuen- 
gesetzt hat (Kopenh. 1829, 2 Bde. in 4°). Endlic einen vollständigen Aodruck 
des Codex regius durc Vilhialm: Finsen, welchem anhangsweise and) ber 
Abdruck einiger f feinen Handschriften-Fragmente beigegeben ist (1852—70, 2 Bde. 
in 8°), sowie eine Ausgabe des Codex Arnamagnaeanus durc denselben (1879, in 
8°), welchen beiden Ausgaben noc bic ber Nebenhandschriften folgen soll. Einzelne 
Heinere Stüde ber Aufzeichnungen sind and) sonst noc gelegentlic ebirt worden, 
und musz von ihnen ber vollständige Abdruck sämmtlicher vom Zehntrechte erhaltener 
Membranen erwähnt Werben, welchen Jon Sigurdsson im Diplomatarium Islandicum, 
I. S. 70—162 besorgt hat (Kopenh. 1857). In eben diesem Diplomatare findet 
man aud) bic päpstlichen, erzbischöflichen und bischöflichen Erlasse aus ber freistaat= 
lichen Zeit, und erwähne ic unter ben letzteren ein Pönitentialbuc B. Thorlat’s 
(ebenba, S. 273—74), welches allerdings SB. Finn Jonsson in feiner Historia 
ecclesiastica Islandiae schon zuvor ebirt hatte.

B. Die Zcit der Königshcrrjchast.
§ 3. Die Norwegischen Gesetzbücher. Diellebereinkunft, durch welche 

sic im Jahre 1262 bic Nordländer und ber gröszere Theil ber Südländer dem 
Norwegischen König unterwarfen, ist uns erhalten (Diplom. Island. I. S. 619—55), 
Wogegen ein paar weitere Dokumente, welche man neuerdings auf bic Unterwerfungen 
ber Jahre 1263 unb 1264 beziehen wollte (ebenba, S. 628—34), in Wahrheit 
auf bie im Jahre 1302 geleistete Huldigung sic zu beziehen scheinen. In § 2 
jenes Unterwerjungsvertrages war ben Isländern ausdrücklich ber Fortgenusz ihres 
einheimischen Rechts zugesichert Worben; dennoch aber wuszte K. Magnus lagabötir 
schon in ben Jahren 1271—73 bic Annahme feiner Järnsfda unb K. Eirikr Mag­
nusson in ben Jahren 1280—81 bie Annahme ber Jnsbk durchzusetzen, unb beibe 
Gesetzbücher sind wesentlich auf Norwegischer Grundlage erwachsen. Beide Gesetz- 
Büdner Würben des Zusammenhanges Wegen schon oben gelegentlich ber Legislation 
des K. Magnus besprochen; hier kommt fomit lediglich nachzutragen, dasz bic 
Järnsfda im Auftrage ber Arnamagnäanischen Kommission von Thordr Sveinbjörns= 
fon (Kopenh. 1847, in 4°) unb auszerdem als Häkonarbök in Norges gamle 
Love, I. S. 259—300 herausgegeben Würbe, Wogegen von ber Jnsbk Ausgaben 
auS ben Jahren 1578, 1580, 1582, 1707, 1709, alle in 8° unb zu Hölar gc= 
druckt, bann eine solche von 1858 (Akureyri, in 8°) vorliegen: ob eine Ausgabe 
von Hplar ober Nupufell aus bem Jahre 1576, welche mehrfach angeführt Wirb, 
wirklich existire, muß ich nach einer freundlichen Mittheilung Jon Sigurdsson’s start 
bezweifeln. Auch SB. Arni’s Christenrecht ift früher schon besprochen Worben, 
welches von Grimr Jonsjon Thorkelin als: Jus ecclesiasticum novum sive Arnae- 
anum im Jahre 1777 herausgegeben würbe (Kopenh., in 8°); auch feine Geltung 
Würbe übrigens von ber Staatsgewalt sofort beanstandet, unb zumal nac bem Tode 
beS K. Magnus würbe auf Island Wie in Norwegen bie Rückkehr zum „alten" 
Christenrechte geboten. Zweifelhaft erscheint, ob eine Verordnung vom 19. Oktober 
1354, welche bie Beobachtung beS im Südlande geltenden Christenrechts auf bie 
ganze Insel erstreckt, sic auf das neuere Christenrecht beziehe; sicher ift aber jeden- 
falls, daß sich thatsächlic dieses auf Island in Krajt behauptete, ©ine Reihe 
späterer Verordnungen unb Alldingsbeschlüsse bildete baS Isländische Recht auf ber 
durch bie Jnsbk gefegten Grundlage weiter, während erzbischöfliche unb bischör- 
liche Erlasse, fowie bie Beschlüsse von Provinzial- unb Diözesansynoden bie gleiche 
Aufgabe bem neueren Christenrechte gegenüber erfüllten, unb finb bie Verordnungen 
vom 15. Juli 1294, 2. Mai 1297, 23. Juni 1305 unb 14. Juni 1314 unter
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jenen die wichtigsten; von durchgreifender Bedeutung sind indessen alle biefe Er- 
lasse nicht.

§ 4. Die Dänische Herrschajt. Mit Norwegen trat Island in bie 
Union mit Dänemarf; in der Geschichte feiner Rechtsquellen aber bezeichnet biefe 
Thatsache feinen Abschnitt. Nach wie vor sind nur einzelne Verordnungen unb All- 
dingsbeschlüsse über das weltliche Necht zu verzeichnen, unb auch auf kirchenrecht- 
tigern Gebiete ift es erst bie Neformation, welche durchgreifende Neuerungen bringt; 
doc macht sic materiell allmählic das Bestreben geltend, bie Isländischen Rechts- 
zustände den Norwegischen unb Dänischen mehr anzunähern, unb bie Gesetzgebung 
selbst ermächtigte bie Praxis, in dieser Richtung noc Weiter vorzugehen. Während 
bie Dänische Kkirchenordinanz von 1537, bie Ordinanz über Ehesachen Von 1582, 
bie Norwegische Kirchenordinanz Von 1607 auch für Island mit Gesetzeskraft be= 
kleidet würben, bestimmte eine Verordnung Vom 20. Mär 1563 geradezu, das in 
allen Sachen, welche das Isländische Recht nicht regte, nac bem Kolding’schen 
Rezesse vom 13. Dezember 1558 zu verfahren fei; jeitdem vollends Dänemark bie 
absolute Königsherrschaft proklamirt hatte unb sofort beren Ausdehnung auch auf 
Island als selbstverständlich betrachtet würbe, seitdem ferner bie Besetzung aller 
Remter auf der Insel mit Juristen aufkam, welche in Kopenhagen gebildet Worben 
waren, kannte man in bicfer Richtung feine Schranken mehr. Doch kam es zu 
feiner umfassenden Kodifikation mehr für Island. Das Projekt, auf Grund des 
Norwegischen Gesetzbuches Christian’s V. ein solches für bie Insel auszuarbeiten, fam 
nicht zur Ausführung, obWoI schon am 14. April 1688, also gleichzeitig mit dessen 
Publikation für Norwegen, eine desfallsige Weisung an beren Lögmänner ergangen 
War; bie Erneuerung des Auftrages im Jahre 1719, bann bie Wiederaumahme 
des Projektes in ben Jahren 1760, 1793 unb 1800 blieben gleichfalls ohne Er- 
folg, unb auc neuere Anläuje führten 311 Nichts. Dagegen Würbe allerdings schon 
durc zwei Reskripte Vom 2. Mai 1732 unb 19. Februar 1734 für ben Prozesz, 
bann für einen großen Theil des Strafrechts das Norwegische Recht für einstweilen 
anwendbar erklärt unb durc eine lange Reihe Von Gesetzen unb Verordnungen bis 
in bie neueste Zeit herab für einzelne Theile des Rechts bie alte Grundlage des= 
selben aufgegeben, fo dasz bie Jönsbök unb das Christenrecht SB. Arni’s Wenn zwar 
formell noch immer bie geltenden Gesetzbücher, doch materiell ganz unb gar nicht 
mehr für ben gröszeren Theil des Isländischen Rechts bie maszgebenden Duellen 
finb. Man findet übrigens bie einzelnen Gesetze, für bie ältere Zeit allerdings nicht 
vollständig, in der Von Jön Sigurdsson unb Oddgeirr Stephenson her- 
ausgegebenen „Lovsamling for Island“, beren bisher erschienene 17 Bde. (Kopenh. 
1853—77-, in 8°) bis 311m Ende beS Jahres 1859 herabreichen; für bie ältere 
Zeit ift baneben noc Magnus Ketilsson’s Sammlung „Forordninger og aabne 
Breve, som til Island ere udgivne af de höist-priselige Konger af den Olden- 
borgiske Stamme“ (Bd. I. u. II. Hrappsey, 1776 unb 1778; Bd. III. Kopenh. 
1787, in 4°), bann WaS baS Kirchenrecht betrifft, Finn Jönsson’s Historia 
ecclesiastica Islandiae (Kopenh. 1772—78, 4 Bde. in 4 °) zu Vergleichen.

Siteratur. lieber bie Geschichte ber Isländischen Rechtsquellen hat bereits Dethar= 
ding in einer „Abhandlung von ben JBländischen Gesetzen" (Hamburg 1748), bann Jon 
Eiritsjon, bei Holberg, S. 508—17, unb bei Rongslew, I. S. 192—240, gehandelt; 
Dreyer, ang. D. S. 94—106, unb vordem schon in einer „Abhandlung von ben in Deutsch- 
land Wenig bekannten Isländischen Rechtsbüchern" (1790); bann J. Grimm, ang. D., unb 
Bilda, Fr. Brandt (1853 unb 1880), P. 91. Munc unb 91. Keyfer haben derselben 
ebenfalls ihre Aufmerkjamkeit gewibmet; Magnus Stephenjen schrieb eine Commentatio 
de legibus, quae jus Islandicum hodiernum efficiant (Kopenhagen 1819), welche, wenn auc 
3ungc)it praktischen Zwecken gewidmet, doc nebenbei auch viel geschichtliches Material ent- 
htelt:. Speziell über bie fog. Grgs hat sic gelegentlich ber Arnamagnäanischen Ausgabe 
vertelben eine Sontroverse entsponnen, an welcher zumal Joh. Fr. Schlegel, Ballvin 
Ein arSTon,Homeher, Wilda unb Vardefsus sic betheiligten, unb auf welche später 
noch Sithialmr Finsen unb ich zurück griffen; ich verweise auf meine ausführliche Ab-
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handlung über bie Grgs, in Bd. 77 bet allgemeinen Encyflopädic bot Wissenschaften und 
Künste, Sekt. I, woselbst man aud) genaue Nachweise ber einschlägigen Literatur findet, und 
auf meinen Aufjat „Heber das Alter einiger Isländischer Nechtebücher", in ber Germania, 
Bb. 15, S. 1—17, bann auf Vilhialmr Finien, Om bc islandife Sove i Fristatstiden, 
1873, unb meine Gegenbemerkungen in Bd. 25 ber Germania (1880) S. 232—240. Bes 
züglic ber Järnsida ift ferner auf bic Einleitung 31 verweisen, welche Thordr ©Vchu 
björnsson feiner Ausgabe derselben vorangeschickt hat, welche aber durc Jon Sigurbssoi 
im „Lögsögumannatal og Lögmanna a Islandi" (Safn til sögu Islands og islenzkra bk- 
menta, Bd. II.) S. 37—39 unb durc mic in bcm angeführten Aufsage über bie Grgs 
mehrfac berichtigt wurde. Heber bie legislativen Zustände I8lands in ber späteren Zeit 
habe ic mic einläglicher ausgesprochen in einer Anzeige des „Islenzkur Kirkjurjettur" von 
Jon Pjetursjon, welche in Bd. VII. ber Krit. Bierteljahrsschrift erschien, S. 162—74; 
Vgl. auc meine Ubfigt, S. 72—112.

III. Die Geschichte der Schwedischen Rechtsquellen.
A. Die Seit der Provinziafrechte.

§ 1. Gang ber Rechtsbildung. Die Südspitze des heutigen Schwedens, 
bie Landschajten Schonen, Halland unb Blekingen umfassend, War ursprünglich 
Dänisches Gebiet, unb kam nac mehrfac wechjelnden Geschicken erst durch den 
Roeskilder Frieden von 1658 in ben bleibenden Besit Schwedens. Im Südwesten 
gehörte Ranrifi, das spätere Bohus=Län, zu Norwegen unb im Nordwesten war 
Jämptaland unb Herjedalen ebenfalls bie längste Zeit in Norwegischem Besitze, bis 
bie Friedensschlüsse Von Brömsebro (1645) unb Noeskild (1658) auc nac diesen 
Seiten hin das Schwedische Reich erweiterten. Alle biefe Sandscharten gehören bem= 
nac zunächst ber Dänischen unb Norwegischen, nicht aber ber Schwedischen Rechts= 
geschichte an. Das urprüngliche Schwedenreich (Svarki) War aber selbst wieder 
Von zwei verjchiedenen Stämmen bewohnt. Von ben Schweden (Sviar) im Norden, 
unb von ben Säten (Gautar) im Silben: beibe Stammgebiete theilten sic dabei 
in eine Anzahl Von Landschaften, welche je ihr eigenes Aecht unb ihre eigene Ver- 
jasjung hatten. Zum Götenlande gehörte Westergötland unb Destergötland, Smaa- 
land, Wärmland unb Deland, bann weiterhin auch bic Insel Gotland, welche 
freilich längere Zeit hindurch eine ziemlich unabhängige Stellung behauptete, Wo= 
durc auc beren Recht ein sehr eigenthümliches Gepräge angenommen hat; zui 
Schwedenlande aber rechnete man Upland, Westmannaland unb Södermannaland, 
Närike unb Helsingland, Woran sich bann noc Desterland anschlos, b. h. Finnland, 
sobald unb soweit solches unter Schwedische Herrschaft fam. Doch ift die Einthei- 
tung feine völlig konstante, unb überdies sind nicht Von allen soeben aufgezählten 
Landschaften eigene Provinzialrechte erhalten; Von manchen unter ihnen wissen 
wir freilich, daß jolche früher vorhanden Waren, wie zumal von Närike (1330) 
unb Wärmland (1444). Nachdem längft bie Reichseinheit hergestellt War, be= 
trachtete doc noc jede Landschaft ben Angehörigen einer andern als Ausländer 
(utlänsker), wenn sie ihn auch immerhin noch besser als ben Reichsrremden (utrikis- 
man) behandelte; jede hatte ihre eigene Landsgemeinde unb ihren eigenen Sag= 
mann; jebe huldigte bei einem Thronwechsel besonders dem neuen Könige. Hin- 
sichtlich beS Ganges ber Rechtsbildung innerhalb jeder einzelnen Landschait muffen 
aber zwei verschiedene Faktoren unterjchieden werben, nämlich bie Gesetzgebung unb 
ber Rechtsvortrag beS Lagmannes. Die erstere ift in Schweden ganz Wie in 9or- 
Wegen in bie Hand beS Königs unb ber einzelnen Landsgenteinden gelegt, ober 
vielmehr streng genommen in bie alleinige Hand ber letzteren, benn eS galt als ein 
alter Rechtssatz, das bie Könige sic in allen Dingen ber Entscheidung ber Baueri 
zu unterwerfen hätten, unb noc zu Anfang beS 14. Jahrhunderts fonnte ein Vom 
Könige Vorgelegter Gesetzentwurf nur bann unb nur insoweit zu rechtlicher Geltung
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kommen, wenn und insoweit er von der betreffenden Landesgemeinde angenommen 
wurde. Aber die Gesetzgebung scheint zunächst wenig wirkjam gewesen 311 sein; 
cs ist etwas Ausnahmsweises, wenn dem Birgir Jarl, welcher in den Jahren 
1250—66 die Neichsregicrung jührte, eingreifende Veränderungen im Erbrechte und 
Strafrechte, dann die Abschaffung der Gottesurtheile nachgerühmt werden (Gamla 
Krönikan 3. 456—73, und 525—29; De. G. L. Edsj. 17), oder Wenn dessen 
Sohn S. Maghus La du la as durch ein Geset über „des Königseides Bruch" 
in letzterer Beziehung noc weiter ging (1285), und Wenn in einzelnen Fällen auf 
legislativem Wege scheinbar ungleich umfangreichere Produkte zu Tage gefördert 
werden, fo zeigt doch genauere Betrachtung, dasz solche nur formell, nicht materiell 
auf jenen Faktor der Nechtserzeugung zurückzuführen find. Um fo entscheidender 
ist dagegen die Wirksamkeit der Lagmänner für die Weiterbildung deS Rechts. Der 
Jsländijche Gesetzsprecher Snorri Sturlufon, welcher im Jahre 1219 Schweden be= 
juchte, schildert diese fehr anschaulich, indem er einerseits den mächtigen politischen 
Einflusz dieser Beamten als der Wortführer des Bauernstandes betont, und anderer- 
feitS geradezu ausspricht, dasz als Landrecht gegolten ^abe, was sie als solches vor- 
trugen. Ein Schreiben ferner, welches 9. Innocenz III. unterm 10. März 1206 
an die Bischöfe Schwedens erliesz, gedenft der Verpflichtung, alljährlich dem Solle 
„legem consuetudinis" vorzutragen, und ein uns erhaltenes Verzeichnis der Lag= 
männer Westergötlands zeigt, daß dem Rechtsvortrage (lagsaga) deS einzelnen Lag- 
mannes ein fehl' hoher Einflusz auf die Gestaltung deS Rechts beigemessen wurde, 
ja dasz man die ältesten Sagmänner im grauen Heidenthume geradezu als die Er= 
findet und Schöpfer deS Landrechtes betrachtete. Legislative Bedeutung tarn natürlich 
ihren Vorträgen in Schweden fo Wenig zu als auf Island; aber als Vollgültige 
Zeugnijse über daS geltende Necht Wurden sie angesehen und zumal daS in der 

älteren Zeit fo fehr überwiegende Gewohnheitsrecht gewann in ihnen und durch sie 
erst bestimmte Gestalt. Da der Rechtsvortrag, ähnlich wie auf Island, über 
mehrere Jahre sic vertheilte, ergab sic gang Von selbst eine Gliederung desselben 
in verschiedene Abschnitte, deren jeder ein Ganzes für sic bildete; als man anfing 
daS geltende Recht aujzuzeichnen, waren eS selbstverständlich zunächst diese einzelnen 
Abjchnitte, Welche als jolche niedergeschrieben Würden, Wie denn 3. B. für daS 
Uptändifche Recht „Wigers Flokkar", d. h. einzelne Stücke, Welche deS alten Lag= 
mannes Wiger spa Namen trugen, als die ältesten Vorhandenen Aufzeichnungen 
genannt werden. Später freilich Vereinigte man die verschiedenen Abschnitte zu 
einem Ganzen; aber auch dabei behielt man die Form deS mündlichen Vortrages 
bei, und gab jedem einzelnen Abschnitte noch feine besondere Eingangs- und Schlusz- 
formet, welche an deffen frühere Selbständigkeit erinnerten. Manches unserer Iro= ■ 
vinzialrechte bezeichnet sich selber als Lagsaga, fei eS nun das dasselbe wirtlich ein 
Von einem Sagmanne ausgezeichneter Rechtsvortrag, oder dasz eS nur eine Privat- 
Auszeichnung ist, für welche nur die überlieferte Form eines solchen beibehalten 
wurde; hinterher tommt eS auch wol Vor, dasz durch gemeinsames Zusammenwirken 
der Sagmänner, der Landsgemeinde und deS Königs eine Revisionsarbeit vorge= 
nommen Wird, die dann formell den legislativen Charakter trägt, während materiell 
dieselbe nach wie vor die Natur einer Lagsaga behauptet. Wie auf Island und 
in Norwegen , fo erscheint dabei auch in Schweden daS Kirchenrecht als ein inte- 
grirender Bestandtheil des Sandrechts, nur dasz freilich einseitig ergangene 
päpstliche , erzbischöfliche und bischöfliche Erlasse hier in derselben Weije neben dem 
Sandrechte hergehen und auf dasselbe beftimmend einwirken, wie auf Weltlichem 
Gebiete einzelne Königliche Verordnungen, llebrigens ist die Eintheilung der unS 
erhaltenen Provinzialrechte eine fehl' verschiedene. Mit einziger Ausnahme deS Got- 
ländischen Rechts theilen sic freilich alle anderen in Abschnitte, für welche Wie in 
oorwegen die Bezeichnung balker oder bolker üblich is; aber nicht nur die leber- 
Tchristen, unter welchen die verschiedenen Abschnitte auftreten, und die Reihenfolge,

b. Holtendorff, Enchklopädie. 1. 4. Quf. 22
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In welcher sie sic an einander anschlieszen, sind in den verschiedenen Nechten vieljac 
verschieden, sondern es machen sic mehrfache Abweichungen audj in Bezug auf bic 
Zchl und Beschaffenheit der einzelnen Abschnitte geltend. Alle Rechtsbücher haben 
zwar einen kirchenrechtlichen Abschnitt (Kirkjubolker ober Kristnubolker) und alle 
stellen ihn an bie Spitze; aber es ist dies and) der einzige Punkt, in Bezug auf 
welchen solche llebereinstimmung herrscht, und nicht immer sind babei bie Ab- 
Weisungen so unverfänglicher Natur, wie etwa beim Eherechte und Erbrechte, 
welche halb als getrennte Abschnitte, bald 311 einem Abschnitte vereinigt auftreten. 
Die Ungleichförmigkeit, welche von Anfang an zwischen den Vorträgen verschiedener 
Lagmänner und in verschiedenen Landscharten bezüiglic ber Gestaltung der einzelnen 
Abschnitte, und welche später zwischen den verschiedenen Sammlungen solcher Ab= 
schnitte bezüglich ber gewählten Reihenfolge bestehen muszte, erklärt solche Ih= 
weichungen zur Genüge.

§ 2. Erhaltene Rechtsdentmäler. Unter ihnen kommen in erster 
Linie diejenigen in Betracht, welche für biefe Periode charakteristisch sind, nämlic :

I. bie Provinzialrechte. Es sind 8 Nechtsbücher dieses Schlages, welche 
uns, zum Theil in mehrfachen Rezensionen, erhalten sind, und zwar:

1. Westgötalagen: Die ältere Rezension dieses Rechtsbuches ift das 
älteste Provinzialrecht Schwedens, und am Anfänge des 13. Jahrhunderts abgefaszt, 
man möchte glauben von dem Lagmtanne Estill, dem das Sammeln und Verbessern 
des alten Rechts ausdrücklich nachgerühmt Wirb; bic jüngere Rezension ift erst am 
Schlusse desselben Jahrhunderts entstanden. Der älteren Rezension hat übrigens ein 
gewisser Lydekin um baS Jahr 1300 Auszüge theils auS ber jüngeren Rezension, 
theils auS anbcrcn, unS Verlorenen Quellen beigefügt, unb ein paar andere Schreiber 
haben nur wenig später weitere Anmerkungen theils juristischen, theils historischen 
Inhaltes nachgetragen, unter welchen ein Verzeichnis ber westgötischen Sagmänner, 
ber Schwedenkönige unb ber Bischöfe Von Skara rechtsgeschichtlich von besonderem 
Interesse ift.

2. 0 estgötalagen. Dasselbe kann nicht Vor dem Jahre 1285 entstanden 
fein, ba eS baS Gesetz über ben Bruch beS Königseides berücksichtigt, scheint aber 
auc nicht viel später aufgezeichnet, ba auf Gesetze K. Erik’s (doc Wol Läspe, 
t 1250) unb Snut’s (Sange? t 1234), Birger Jarl’s (f 1266) unb K. Magnus’ 
(Ladulaas, t 1290) als auf nicht allzuweit abliegende Bezug genommen Wirb. 
Es bezeichnet sic aber biefeS Rechtsbuch selbst als Lagsaga, unb zwar in einer 
Schlußformel, welche zugleich dasselbe Von feinem ersten bis zu feinem letzten Ab= 
schnitt als ein Ganzes zusammenfaszt, wogegen bic einzelnen Abschnitte hier leine 

• Eingangs- ober Schlußformeln zeigen.
3. Smaalandslagen. Während eine Urkunde auS dem Jahre 1340 noc 

ein „legisterium Smalenzt", also ein vollständiges Rechtsbuc für bie Landichajt 
aufweift, ift unS nur beren Christenrecht erhalten, unb zwar in einer Bearbeitung, 
welche Destgötalagen fowol als UßlanbSlagen benutzt zeigt, also nicht älter fein 
kann als ber Anfang des 14. Jahrh. Auch biefe Aufzeichnung bezeichnet sic in ihren 
Eingangsworten ausdrücklich als einen Theil beS am Ding gehaltenen Nechtsvor- 
trages, womit auch bereu durchaus persönliche Ausdrucksweise recht Wol überein- 
stimmt; am Ende beS Abschnittes folgt aber eine Schlußformel, welche bie ur- 
sprüngliche Selbständigkeit ber einzelnen Theile noc flar erkennen läßt.

4. Uplandslagen. Das Rechtsbuch liegt unS in einer. Bearbeitung Vor, 
welche im Auftrage beS K. Birger Magnusson Verfaßt würbe, unb ift beffen Konfir- 
mationsdekret Vom 2. Januar 1296 datirt. Dennoc aber Will auch biefe Auf- 
zeichnung naCh ihren Schlußworten als eine Lagsaga gelten, unb bringt auch am 
SChluß jebeS einzelnen Abschnittes bem entsprechende Formeln; ihre Ausdrucksweise 
ift aber vielfach eine solche, wie sie ebenfalls nur bem vortragenden Sagmanne 
zustand. In ber That War bie Revisionsarbeit auf Grund eines Antrages, welchen
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der Lagmann von Tinndaland gestellt hatte, von dem Könige angeordnet und eben 
diesen Lagmanne mit ber Weisung übertragen worden, eine Anzahl kundiger 
Männer 311 derselben beizuziehen, und war sodann der von ber betreffenden Kom- 
miission verjaszte Entwurf am Landsdinge vorgelegt, angenommen und sodann vom 
Könige beftätigt Worben, so baß cs sic im Grunde, ähnlich wie bei ber Entstehung 
ber Haflidaskrü auf Island , nur um eine unter offizieller Sanktion erfolgte Aur= 
zeichnung eines alle Theile des Nechts umfassenden Nechtsvortrages handelte.

5. Söder mannalagen. Die uns vorliegende Rezension dieses Rechtsbuches 
Würbe nac den ihr vorgesetzten Konfirmationsdekrete im Auftrage beS K. Magnus 
Eriksson verfaszt, und von biefem am 10. August 1327 beftätigt; ber Lagmann 
ber Landschaft soll auch hier bic neue lleberarbeitung angeregt, unb fobann in 
Gemeinschajt mit einer Anzahl von Notabeln beforgt haben. Doc fei bei ber 
Vorlage an baS Landsding über zwvci kirchenrechtliche Punkte feine Einigung unter 
Klerus unb Laien 31t erzielen gewefen, welche eben darum auc von ber Bestätigung 
ausgeschlossen Worben zu fein scheinen. Aber ber Grundstock des Rechtsbuches war 
älter, ba von Zusätzen bie Rede ift, welche dasselbe bereits im Jahre 1325 erfuhr; 
mag fein, ba^ dasselbe bereits von K. Birgir herrührte, ber im Jahre 1318 fein 
Reich verlor, unb dasz hinterher nur K. Magnus dessen Konfirmationsurkunde auf 
feinen Namen änderte. Jedenfalls ift ber von Rudol Tengberg ausgesprochenen 
Meinung nicht beizupflichten, dasz in ber von Schlyter als Cod. A. bezeichneten 
$s. noc ein vor 1325 entstandener Text erhalten fei; eine ausführliche Grörterung, 
mit welcher mic Schlyter beehrte, hat mic hiervon vollständig überzeugt, während 
ich vor Wenigen Jahren (Ubfigt, S. 166) Tengberg’s Vermuthung noc für wahr- 
scheinlic gehalten hatte (bgl. nunmehr: C. J. Schlyter, On en föregifven ännu 
i behäll varande äldre redaktion of Södermannalagen, in Lunds Univ. Ärsskr., 
Tom. XVII. S. 1—5). Auc in biefem Rechtsbuche hat übrigens jeder Abschnitt 
feine besondere Schlusjormel, unb bezeichnet bie beS letzten Abschnittes das Ganze 
als einen zusammenhängenden Rechtsvortrag, ganz wie biefeS bei Ußß. ber Fall ift.

6. Westmannalagen. In einer doppelten Rezension enthalten. Welche 
doc beibe ber ersten Hälfte beS 14. Jahrh. angehören, zeigt biefeS Rechtsbuc in 
feinem älteren Terte, welcher unter dem verkehrten Namen „Dalelagen“ umlief, 
bis Sundström dessen Unrichtigkeit (1827), unb Schlyter (1841) ben wahren Sach- 
verhalt nachwies, grosze Selbständigkeit, obwol mehrfache Benutzung von 1122., 
unb theilweise auch von S98. zutage tritt; ber jüngere Text dagegen hat 122. 
geradezu als Hauptgrundlage gewählt, und er hat insbesondere auch dessen Schlusz- 
formet aufgenommen, während dem älteren Terte eine solche fehlt.

7. Helsingelagen. Dasselbe scheint in ben Jahren 1320—47 entftanben; 
jeder Abschnitt desselben hat feine (Schlußformel, jedoc mit Ausnahme beS letzten, 
dem fie fehlt, indessen doch Wol nur auS zufälligen Gründen.

8. Gotlandslagen. Auch unter dem Namen Gutalagh bekannt, trägt 
biefeS Rechtsbuc einen durchaus eigenthümlichen Charakter. Eigenthümlic ift 
fdhon bie Sprache, in welcher dasselbe redet; eigenthümlich bie Eintheilung in fort- 
laufenbe apitel, ftatt ber fonft üblichen Bolker; höchst eigenthümlic auch das 
Recht selbst, welches in ber Quelle niedergelegt ift. Aber auS allen biefen Eigen- 
thümlichkeiten dar man nicht auf ein übermäßig hohes Alter ber Quelle schlieszen, 
ba fie sic einjac auS ber Abgelegenheit ber Insel unb auS ber Selbständigkeit 
erflären, deren dieselbe sic bis gegen baS Ende beS 13. Jahrh. hinein erfreute. 
Während Hadorph fie bereits im Heidenthum abgefaßt, unb im Christenthum nur 
überarbeitet fein läßt (1687), Calonius dieselbe bem 11. ober höchstens nach dem 
Anjange beS 12. Jahrh. zuweist (1780), Schildener (1818) unb Nordström (1839) 
aber in wesentlich ähnlicher Weise sic äußern, unb selbst Wilda noch geneigt ift 
baS Rechtsbuc noc Vor bic ältere Rezension Von Westgötalagen zu setzen (1842), 
hat Schlyter dargethan, baß dasselbe erst bem Schluffe beS 13. Jahrh. angehören

22*
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könne (1852), der Zeit also, in welcher K. Magnus Ladulaas Gotland wieder 
fester an Schweden knüpite; Saeve’s Gegenbemerfungen (1859), welcher das Alter 
des Rechtsbuches wieder um etwa ein Jahrh. weiter hinauf bringen möchte, dürften 
feine Beweisführung nicht widerlegt haben. Ncben den Originale ist übrigens noc 
eine Deutsche unb eine Dänische llebersetzung desselben erhalten.

II. Die Stadtrechte. Auch in Schweden galt für das Stadtrecht derselbe 
Name wie in Norwegen, Bjärköarätten, über dessen Bedeutung schon oben gesprochen 
wurde; wir haben aber:

1. unter bem Titel Bjärköarätten eine Auszeichnung, welche in einer 
Handschrift für bic Stabt Lödöse in Westergötland , in einer anderen für irgend 
eine Stabt Södermannlands bestimut ist, bereu Wortlaut aber noc Spuren ihrer 
ursprünglichen Bestimmung für Stockholm verräth; wie c8 scheint, ist dieselbe hier- 
nac zu ber Bedeutung eines allgemeinen Stadtrechts für das Schwedische Festland 
gelangt. Aller Wahrscheinlichkeit nac ift das Rechtsbuc am Schlusse des 13. ober 
Anfange des 14. Jahrh. niedergeschrieben; in 41 fortlaufenden Nummern behandelt 
dasselbe eine Reihe fragmentarischer Rechtssätze, bic theils dem Privatrechte, theils 
bem Strafrechte, Vrozeszrechte ober bem städtischen Verfassungsrechte angehören.

2. Wisby Stadslag. Die Stabt Wisby auf Gotland war frühzeitig ein 
Sammelplat fremder, zumal Deutscher Seefahrer geworden, unb schon Kaiser Lothar 
(1125—37), bann Herzog Heinrich ber Löwe hatten demzufolge Gelegenheit (1163) 
mit ben Rechten unb Privilegien ber Insel sic zu befassen; eine Deutsche Gemeinde 
stand, anfänglich neben ber Gotländischen, bis sich beide bereinigten, unb zwar fo, 
dasz ein gemeinfamer Stadtrath bon beiden Nationen zu gleichen Hälften ernannt 
wurde. So erklärt sich, das unser Stadtrecht in Plattdeutscher jowol als Got= 
ländischer Sprache ausgefertigt Werben füllte, als K. Magnus Eiriksson dasselbe 
ber Stabt verwilligte, nac 1332, da er bei dieser Gelegenheit als König bon 
Schonen bezeichnet wird. Erhalten ift übrigens nur bic Deutsche Ausfertigung. 
Das Rechtsbuch zerfällt in 4 Bücher, ohne daß doch das Prinzip dieser Eintheilung 
recht erkennbar wäre; eine Unterjuchung ber Duellen, aus denen es geschöpft ift, 
jehlt noch. Ic bemerfe übrigens, das das Seerecht, welches in diesem Stadtrechte 
enthalten ift, in feiner Weije mit jenem anderen zusammenhängt, welches unter 
bem Namen des Wisby’ichen Seerechts bekannt ift; das Letztere ift lediglich 
aus Lübschent, Flandrischem unb Amsterdamer Seerecht geschöpit, unb hat somit 
feinen Ausgangspunkten nach mit bem Schwedischen Rechte feine Beziehungen.

3. Söderköpings-rätten. Von einem Rechtsbuche ber Destgötischen Stabt 
Söderföping, welches bereits Destgötalagen benutzt zeigt, hat Joh. Bure (f 1652) 
in einer handschrislic hinterlassenen Arbeit einzelne Bruchstücke gerettet; fie genügen 
indejsen nicht, um über das Verhältnis dieses Stadtrechts zu bem unter 1. genannten 
Aurichlus zu geben.

in. Einzelne Verordnungen. Kirchliche Erlasse zumal, mögen fie nun 
bon Päpsten, Erzbischöfen ober Bischören ausgehen, finden sic in ziemlicher 
Zahl einzeln erhalten, unb auch Königliche Verordnungen kommen bereits feit 
bem Schlusse beS 13. Jahrh. in dieser Weise vereinzelt bor; Schwierigkeiten bietet 
aber hier wie anderwärts beren Abscheidung bon ben im engeren Sinne fogenannten 
Urkunden.

B. Die Zeit der gemeinen Rechte.
§ 3. Die Gesetzbücher beS K. Magnus Eiriksson. Unmittelbar 

nachdem bie letzten ber Provinzialrechte aufgezeichnet Worben waren, würbe in 
Schweden auch bereits zu einer für das ganze Reich beftimmten Gesetzgebung ge= 
schritten, fo das insoweit ber Gang ber Dinge völlig derselbe ift Wie in Norwegen, 
©ine vom 8. März 1347 datirte Urfunde zeigt, das K. Magnus bie Lagmänner
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mehrerer Landscharten nac Derebro zusammenberujen hatte, um die sämmtlichen 
Provinzialrechte des Landes 311 einem gemeinsamen Landrechte zu verar- 
beiten, und dasz vor diesen Lagmännern bie Vertreter von 5 unter ben 6 Schwe- 
dischen Bisthümern gegen jede Benachtheiligung der Kirche durc bie von ihnen 
entworfene Gesetzeskonkordanz feierliche Verwahrung einlegten, indem fie zugleich bie 
fraglichen Punkte der Prüfung unb Entscheidung ihrer Bischöre vorbehielten. Wie 
in Norwegen, so tritt demnac auch in Schweden ber Konflikt mit der Kirche ber 
gemeinsamen Legislation hindernd in ben Weg; aber ber Ausgang dieses Konfliktes 
war hier unb dort ein etwas verschiedener. Ob das neue gemeine Landrecht über- 
haupt jemals eine formelle Bestätigung durch ben König erhielt, lä|t sic nicht 
mit Sicherheit bestimmen; zwar wird dasselbe bereits in Urkunden aus ben Jahren 
1352—58 als von demselben herausgegeben unb bekannt gemacht bezeichnet, aber 
biefe llrkunden beziehen sich nur auf Uplanb, Södermannland unb Destergötland, 
während andererseits für Westergötland bezeugt ist, daßz bort bie Annahme beS 
Gesetzbuches erst 311 ber Zeit erfolgte, da Königin Margarete bie Herrjchart in 
Schweden erlangte, also um 1388. Keine ber zahlreichen Handschriften beS Ge= 
setzbuches enthält ferner einen eigenen Kirkjubalk, vielmehr fügte man demselben 
das eine ober andere ber älteren Kirchenrechte bei, bis man sic endlich daran ge- 
wöhnte, baS lpländische als baS allgemein gültige zu betrachten; ja ein paar Hande 
schriften lassen demselben neben bem Kirchenrechte auc noc ein paar weitere Ab= 
schnitte Von Westgötalagen folgen. Man wird hiernach annehmen bürfen, dasz bie 
wirkliche Rezeption beS neuen Landrechts Völlig scheiterte, soweit dessen firchen- 
rechtlicher Abjchnitt in Frage war, unb daßz fie auc bezüglic feiner weltlichen 
Bestandtheile in einzelnen Landschaften nur langsam unb stückweise Vor sic ging; 
auffällig ist dabei, daßz bie Schwedijche Kirche, anders als bie Norwegische unb Is= 
ländische, auc ihrerseits fein neues Kirchenrecht zu Stande brachte, vielmehr baS 
alte in Geltung lassen muszte, soweit demselbeu nicht in einzelnen Punkten neuere 
Gesetzesvorschriften ober bie neuere Praris berogirten. Kurz nach bem gemeinen 
Landrechte tarn fobann auch noc ein gemeines Stab treckt zu Stande, in 
ben Jahren 1350 — 57, wie eS scheint. Da dasselbe bereits im Jahre 1365 als 
ein Von K. Magnus für bie Schwedischen Städte erlassenes bezeichnet wird , kann 
beffen offizielle Entstehung nicht bezweifelt Werben; vielfach wörtlich aus bem 
gemeinen Landrechte geköpft, entbehrt dasselbe gleichfalls eines kirchenrechtlichen , 
Abschnittes, soweit nicht etwa eines ber älteren Kirchenrechte, zumeist baS Upländische, 
ihm beigegeben war. llebrigens zerfällt baS Landrecht in 14 Abschnitte, nämlic 
Kununxbalker, b. h. Königsrecht, Giftobalker, b. h. Eherecht, rfthabalker, b. h. 
Erbrecht, Eghnob., b. h. Recht des Grundeigenthums, Bygningab., b. h. ßanb= 
wirthichastsrecht, Köpmaläb., b. h. Kaufrecht, Thingmaläb., b. h. Dingordnung, 
Ethzörisb., b. 1). Recht der Königfriedensbrüche, Höghmalab., b. h. Recht ber schwersten 
Verbrechen, Drapab. meth vilia unb Drapab. meth vatha, b. h. Recht des absicht- 
litten unb beS unabsichtlichen Todtschlags, Saramalab. meth vilia unb meth vatha, 
b. h. Recht ber absichtlichen unb unabsichtlichen Verwundungen, endlich Thiuuab., 
b. h. Diebsrecht. Das Stadtrecht zeigt dieselbe Eintheilung, nur dasz ftatt des 
Thingmaläb. ein Skipmala balker unb ein Radzstuffw b. eintritt, b. h. ein 
Seerecht unb ein Rathhausrecht, unb auszerdem ein paar lleberschriften unbedeutend 
abweichen.

§ 4. Das Landrecht K. Christoph’s Von Baiern. Wie baS ßanb= 
recht beS K. Magnus im Wesentlichen auf bie älteren Provinzialrechte, zumal 
Uplandslagen unb Oestgötalagen gebaut ist, wenn auc nicht ohne gelegentliche 
Benutzung einzelner späterer Statuten, fo folgt hinwiederum das neuere Sandrecht 
K. Christoph’s sehr vorwiegend jenem älteren Sandrechte. Nac feiner, Vom 2. Mai 
1442 batirten, Bestätigungsurkunde Würbe baffelbe auf Ansuchen des Episkopates, 
beS Reichsrathes unb des gefammten Schwedischen Adels erlassen, um ber Rechts-
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unsicherheit ein Ende zu machen, welche durc den Konflikt mehrfacher einzelner 
Gesetze unb Gewohnheiten unter sic und mit dem älteren Landrechte bedingt war; 
doc wurde bei der Revision des älteren Landrechts so nachlässig verfahren, daßz 
selbst blosze Redaktions= ober Schreibfehler desselben ohne Weiteres herüibergenommei 
würben. Sei der Promulgation des neuen Gesetzbuchs würben bie Rechte der Kirche 
sowol als bie Privilegien des Adels ausdrücklich vorbehalten , unb fo fehlte bcui= 
selben benn auc von Anfang an ein kirchenrechtlicher Abschnitt ; obwol bie Pro= 
vinzialsynode von Arboga im Jahre 1428 selbst um eine Revision beS Christen- 
rechts gebeten hatte, unb bie zu Söderköping im Jahre 1441 wenigstens eine of- 
fizielle Zusammenstellung aller Synodalstatuten verordnete, ja selbst noc Erzbischof 
Nils Ragwaldsson (1438 — 48) in einem, Wol aus dieser Veranlassung von ihm 
verfaszten „ Compendium statutorum provincialium Upsaliensis Provinci" auf 
jenen Wunsc zurückkam, scheint man sic über eine gemeinsame Bearbeitung eines 
Kirchenrechts nicht geeinigt zu haben, weshalb beim auc bie Handschriften biefeS 
neueren Landrechts sic zumeist zur Aufnahme des älteren llpländischen Kirchenrechts 
ober irgenb eines anberen entschlieszen muszten. Seine Eintheilung ift bie des 
alteren Landrechts. Ein wunderliches Geschick betraf übrigens K. Christoph’s Land= 
recht. Ausdrücklich erflärt das soeben angeführte Konfirmationsdekret, daß dasselbe 
fortan allein gelten, unb das der Gebrauc beS alteren Landrechts fortan Verboten 
fein solle; aber unter den sehr zahlreichen Handschriften beS Gesetzbuches enthält 
nur eine einzige dieses Konfirmationsdekret, unb theils dieser llmstand, theils auch 
bie grosze Aehnlichkeit, welche zwischen dem Inhalte beider Landrechte bestand, 
hatte zur Folge, das man nac wie Vor baS altere neben dem neueren abschrieb, 
unb über ben zwischen beiden bestehenden Unterschied halb Völlig unklar Würbe. 
Schon ber gelehrte Archidiaton Ragvald Ingemundsson, welcher am Schluffe beS 
15. Jahrh. K. Christoph’s Landrecht inS Lateinische übersetzen Wollte, übersetzte ftatt 
beffen das beS K. Magnus; später gab bie Einschaltung mehrerer, aus Uplands- 
lagen entlehnter Bestimmungen über baS Repräsentationsrecht in einigen Hand= 
fünften beS älteren Landrechts zu ber Meinung Veranlassung, dasz eS dieser Land= 
rechte brei gebe, nämlich ein älteres, ein mittleres unb ein neueres, unb ein paar 
Urtheilssprüche auS ben Jahren 1507 unb 1587 lassen erkennen, dasz man darüber 
zweifelte, welches Von ihnen baS geltende, unb welches Von ihnen baS Von K. 
Christoph erlassene fei. Durc einen neuen Irrthum hat Hadorph später (1676) 
bie Bezeichnung als mittleres Gesetzbuch auf beS K. Magnus Landrecht als solches 
bezogen , unb barauS abgeleitet, daßz dasselbe zwischen ben alten Provinzialrechten 
unb bem Landrechte K. Christoph’s in ber Mitte liege; lediglich hieraus ift eS zu 
erflären , das jenes Landrecht des K. Magnus bis auf bie neueste Zeit herab viel- 
fac unter bem verkehrten Namen „Medallagen" angeführt wirb.— Mit einer 
Revision beS gemeinen Stadtrechts befaßte sich übrigens K. Christoph überhaupt 
nicht, unb barauS erklärt sich, daß selbst Verordnungen auS späterer Zeit, wie bie 
Verordnung vom 14. October 1471 über [die Besetzung beS Stadtrathes, noc in 
Handichristen beS Von K. Magnus erlassenen Stadtrechts eingeschaltet sic finden.

§5. Einzelne Gesetze unb Verordnungen auS der Zeit ber 
Uni onSf önige. Die steigende Bedeutung beS Reichsverbandes hatte bie Ent- 
wicklung einer gemeinsamen Legislation für denselben zur nothwendigen Folge; bie 
Förderung ber Königsmacht, welche Von biefer zu erwarten geWefen wäre, Würbe 
indessen bald durc bie hervorragende Bedeutung befeitigt, welche bic Aristokratie 
sic zu erwerben wuszte. Schon in ber Sfeninger Verordnung Von 1285 behielt 
sic K. Magnus baS Recht Vor, in Fällen, bie Weber durc Gesetz noc Gewohn= 
heiten georbnet feien, mit feinem Rathe unb feinen „guten Männern" Bestimmungen 
zu treffen unb bem Solfe bekannt geben zu lassen, welche bann von biefem bcob= 
achtet Werben füllten, unb bie spätere Zeit lies bie „Herrentage" unb „des Reiches 
Rath", in welchem allerdings nunmehr auc bie Lagmänner saszen, bie Gesetzgebung
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nahezu ganz in ihre Hand bekommen; die Zustimmung des Volkes zu tiefer cin- 
schneidenden Gesetzen galt zwar theoretisch noc als erforderlich, blieb aber praktisch 
ohne Bedeutung, ba jedes gemeinsame Organ für dessen Vertretung fehlte. Sine 
Reihe einzelner Verordnungen wurde bereits unter K. Magnus Eiriksson erlassen, 
wie etwa bic von Telge (1330), Sfara (1335), Steninge (1335), Walby (1340), 
Telge (1344), llpsala (1344), Telge (1345) u. dgl.m.; dieselben betreffen indessen 
immer nur einzelne Rechtsrragen, unb zwar zumeist aus dem Gebiete beS öffent- 
lichen Rechts, Privilegien des Adels ober umgekehrt Maszregeln zum Schut gegen 
dessen llebergriffe u. dgl. , ohne in weiterem Umfange in das Gefüge beS Rechts 
einzugreifen, unb babei hatte eS auch später fein Bewenden, nachdem Schweden, wie 
früher schon mit Norwegen, am Schlusse des 14. Jahrh. auc mit Dänemarf in 
Union trat. UnionSbofumente ober doc llnionsprojekte, königliche „Versicherungen", 
bann auch Bündniszbriefe ber geistlichen unb weltlichen Aristokratie bilden jetzt 
eine Hauptquelle des öffentlichen Rechts, welches indessen vermöge ber fortwährenden 
Kämpfe um ben Bestand ober bie Auflöjung ber Union zu feiner festen Gestaltung 
kommen tonnte. Daneben kommen einzelne Verordnungen in früherer Weise vor, 
aber immer nur auf bestimmte einzelne Punkte bezüglich. Sin Wenig umfassendes 
Dienstmann enrecht, welches in wenig abweichender Form halb als Von K. 
Magnus Eiriksson im Jahre 1319 ober 1335, halb als Von Königin Margarete 
ober K. Srit Von Pommern (1403), ja selbst K. Karl Knutsson erlassen bezeichnet 
wirb, scheint mit einem Burgmannenrechte zusammenzuhängen , welches K. Häkon 
Magnusson (1299—1319) für Norwegen erlajsen haben soll; ursprünglich Wol nur 
Von einem Privaten für ben Gebrauc in Schweden bearbeitet, mag dasselbe allen- 
falls hinterher K. Erit’s Bestätigung erlangt haben, ba eS schon um baS Jahr 
1428 in einem öffentlichen Dofumente auf dessen Namen aufgerührt wirb (Reuter- 
dahl, 3d. III, 1. Abth., S. 441). An einzelne Stäbte verliehene Privilegien 
zeigen ferner, das trotz des gemeinen Stadtrechts auc in dieser Beziehung noc be= 
fonbere Lokalrechte galten; einzelne Zunjtst a tuten reichen bereits in bie UnionS= 
zeit hinauf, u. dgl. mehr. Bedeutsamer sind bagegen auch für biefe Zeit bie Be= 
schlüsse ber Provinzial- unb Diöcejansy noben, fowic mancherlei Erlasse 
ber Päpste, Erzbijchöje unb Bijchöre, sofern bic Kirche im späteren Mittel- 
alter auch in Schweden einer sehr beträchtlichen Autonomie sic erfreute. Doc 
ift Alles in Allem genommen bic lnionszeit auch für Schweden in legislativer 
Beziehung eine wesentlich unfruchtbare, unb nur etwa bie allmählich fiel) einstellende 
Bekanntichast mit dem Kanonischen nicht nur, sondern auch mit dem Römischen, 
Deutschen unb insbesondere auch dem Lehn-Rechte verdient allenfalls noch, weil bie 
folgenden Entwicklungen vorbereitend, besonders hervorgehoben zu werben.

Quellenausgaben. Die erften Ausgaben Schwedischer Gesetze sind auf K. KarlsIX. 
Befehl erftbienen, nämlic bie Von Oestgötalagen, bann Uplandslagen (1607), Helsingelagen 
(1609) unb K. Christo ph’s Sandrecht (1608), sämintlic zu Stockholm; ein Ronfirmations- 
betret Vom 20. Dezember 1608 begleitete babei das letztere, welches indessen ben beigegebenen 
kirchenrechtlichen Abschnitt Von Ulplandelagen Von ber Bestätigung ausschliegt, unb zugleic 
eine Bestimmung des Konungsbalks, welche Schweden für ein Wahlreic erklärt, in ent- 
sprechender Art Vcränbert. Wiederholt wurde später biefe Ausgabe des Sandrecht3 reproduzirt 
(1621, 1635, 1638, 1702, 1726), während baffelbe überdies noc in ein paar ältere Samm- 
lungen Schwedischer Rechtsquellen aufgenommen Würbe (1643, 1666), unb augzerdem erschien 
von demselben eine Lateinische llebersetzung durc occenius (1672, 1675), eine Deutsche (1709) 
unb eine Finnische (verfaszt 1602; herausgegeben 1852). Wenig später ebirte Messenius 
bie Lateinische lebersezzung des älteren Landrechts von Ragwald Ingemundsson (1614), 
unb lieg K. SuftaV Adolf das gemeine Stadtrecht durc Ioh. Bure herausgeben (1617), 
gleichfalls wieder mit bem lpländijchen Christenrechte, unb mit einem Vom 7. Januar 1618 
batirten Ronfirmationsdekrete; auc dieses Rechtsbuc Würbe sodann wiederholt aufgelegt 
(1635, 1638, 1702, 1730), bann in bie erwähnten beiden Sammlungen aufgenommen, unb 
auc Von ihm finb ben obigen gleichartige Lateinische, Deutsche unb Finnische llebersetzungen 
gleichzeitig erschienen mit denen des Sandrechts, '©er Buchdrucker Henric Rayjer publi- 
zirte sodann (1643) eine Sammlung in 4°, welche Uplandslagen, Oestgötalagen unb Hel­
singelagen, das Landrecht K. Christoph’ unb das Stadrecht des K. Magnus enthielt.
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und eine zweite in 120 (1650), welche bie 3 genannten Provinzialrechte nebst einem hierher 
nicht gehörigen Werke enthielt. Eine weitere «Sammlung gab ber Buchdrucker Sgnazeurer 
heraus (1666), unb umfaßt dieselbe neben den genannten Lande und Stadtrechte noc West- 
götalagen unb Oestgötalagen, Uplandslagen, Södermannalagen, Westmannalagen unb Hel- 
singelagen; zum Theil kommen bie einzelnen Stücke auc mit Spezialtiteln unb der Jahrzahl 
1665 vor. Wiederum gab Joh. Hadorph bie ältere Rezension bon Westmanitalagei unter 
bem verkehrten Titel Dalelagen (1676), Gotlandslagen, bann das ältere Stadtrecht (1687), 
endlic das Stadtrecht bon Wisby heraus (sine anno, aber 1688). Eine Lateinische lieber« 
setzung bon Westgötalagen durc Soccenius gaben Olof Stubbe cf unb Sundius heraus 
(sine anno, aber nac 1693), ebenso ben Tert bon Uplandslagen mit einer Sateinischen lieber« 
ietzung desselben Verfassers (1700). Die lleberreste bon Smaalandslagen ebirte Nagiis 
Getfe in ben Acta literaria et scientiarum Sveciae anni 1732, S. 71—101; einen Text 
bon Westgötalagen mit Lateinischer llebersetzung gab SS ring in 21 gesonderten Programmen 
(1812—1822), bon benen bie älteren auc unter einem Separattitel bereinigt erschienen (1818); 
endlic Gotlandelagen gab KarlSchildener im Gotländischen unb Plattdeutschen Texte, 
lammt Hochdeutscher llebersetung heraus (1818). Alle diese älteren Ausgaben finb indessen 
vollständig antiquirt durc die bortreffließe Sammlung, welche H. S. Collin unb I. 6. 
Schlyter uuter bem doppelten Titel: Corpus juris Sueo-Gotorum antiqui unb Sämling af 
Sweriges Gamla Lagar auf königlichen Befehl herauszugeben unternahmen, unb welche nac 
des erfteren frühem Tode (1833) ber letztere nunmehr glücklic zum Abschlusse gebracht hat 
(1827—69); dieselbe enthält in 12 Quartanten bie sämmtlichen Brovinzialrechte fammt bem 
älteren Stadtrechte unb bem Stadtrechte bon Wisby, das Seerecht bon Wisby unb bie auf 
Schonen bezüglichen Rechtsquellen, beren gelegentlic des Dänischen Rechts noc 31 gedenken 
fein wird, endlic das Sandrecht unb Stadtrecht des K. Magnus, unb das Sandrecht des K. 
Christoph. Ein 13. Band (1877) enthält ein Glossar zu ben sämmtlichen Schwedischen 
Gesetzen. Eine neuere Ausgabe bon Gotlandslagen verdankt man Säbe (1859); bie bürf« 
tigen Ueberreste endlic des Stadtrechts bon Söderköping hat ®. Klemming im 25. Bde. 
ber Kongl. Vitterhets Historie och Antiqvitets Akademiens Handlingar, S. 273—86 heraus- 
gegeben (1867), welcher auc einige Bruchstücke bom DeGS. unb WG9. abdrucken ließ 
(Svenska Fornskrift-Sällskapets allmänna aarsmöte, 1873 unb 1874), beren letztere theilweise 
auc schon bon P. A. Munc veröffentlicht worden waren. — Auf bie Einzelngesetze bezieht 
sic nun allerdings Schlyter’ Sammlung nicht; allein biefe fallen bafür bem Diploma- 
tarium Suecanum einverleibt werden, dessen Herausgabe im Jahre 1829 bon Joh. Gust. 
Siljegren begonnen, unb nac beffen Tod (1837) bon Bror Emil Hildebrand fort« 
geseszt wurde; mit feinem im Jahre 1865 vollendeten erften Hefte des sechsten Quartbandes 
reicht dieses zur Zeit bis zum Jahre 1350 herunter, unb muß man sic demnac bie späteren" 
Gesetze borläufig noc mühsam auS verschiedenen Werken zusammensuchen. Eine, freilic sehr 
unkritische, Zusammenstellung bon Einzelngesetzen bom Jahre 1280 herab bis auf K. Gustaf’s I. 
Zeit giebt Hadorph als Unhang zu feiner bereits angeführten Ausgabe beS Stadtrechte, 
unb eine Sammlung bon königlichen Versicherungen, Bunobriefen, Vergleichsinstrumenten 
u. dgl. m. im zweiten Theile feiner Ausgabe ber Neimchroniken (1676); eine Reihe kirchen- 
rechtlicher Stücke hat Reuterdahl unter bem Titel: Statuta synodalia veteris ecclesiae 
sveo-gothicae herausgegeben (lpiala, 1841); eine Sammlung bon Zunftstatuten, bie freiließ 
mehrentheils über bie Grenze biefer Periode hinausfallen, tßeilt Flemming unter bem 
Titel Skraa-Ordningar, in ben Samlingar beS Svenska Fornskrift-Sällskapet mit (1856); 
augzerdem ebirte I. H. Schröder baS „Reginae Margaretae jus aulicum" in einer afabe« 
mischen Abhandlung (Upsala, 1842), unb bie anberen oben angeführten Texte des Dienstmannen- 
rechts gab bie gornffrif tfällftap ßerauS, in ißrem Jahresberichte für 1871, S. 53—68, 
sowie Rieß in einem Universitätsprogramme (ßunb, 1850) u. bgl. m.

§ 6. Erste Versuche einer G esetzgebungsrevijion. Mit Gustar 
Wasa’s Regierung Beginnt Schweden fo zu sagen aus Jahrhunderte langem Schlare 
zu erwachen. Die im Sommer 1523 zu Strengnäs erfolgte Königswahl befreite 
das Land bon ber verhaszten Union, unb bie Erbeinigung bon 1544 befestigte 
beffen Selbständigkeit. Die im Sommer 1527 zu Westeraas gefaszten Beichlüjje 
begrünbeten des Reiches Uebertritt zur Reformation, unb bamit beffen Bejreiung 
bon ber Römischen Hierarchie. Die nieberen Stänbe, vorab bie Bauern, fobann 
bie Bürger unb bie zwischen beiben in ber Mitte fteßenben Bergleute, welche schon 
in ben Kämpfen ber Unionszeit mehrfach selbständig hervorgetreten waren, unb 

. mit beren Hülfe K. Gustaf sic feinen Thron erkämpit hatte, gelangten wiederum 
zu höherer Geltung im Staate, unb ein nationales Element kehrt eben bamit ge= 
fräftigt in baS Rechtsleben zurück. Zunächst freiließ machen sic alle biefe 9o= 
mente noc Wenig geltenb. Das Feudalwesen, beffen erste Spuren in Schweden
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auf die Zeit des K. Magnus Ladulaas zurückweisen, steht noc in boller Blüthe. 
Das Eigenthum an allen Allmenden , das Obereigenthum sogar an allem steuer- 
baren Grundbesitze wird von K. Gustaf in Anspruc genommen (1542), unb bte 
Negalien sucht er im weitesten Umfange sic nutzbar zu machen; fein unglückliches 
Testament führte sogar Fürstenlehen im Reiche ein (1560), an welche sich unter 
S. Erit XIV. (1561) Grafschaften unb Baronien, unb traft des Reichstagsbeschlusses 
bon Norrföping (1604) noc weitere erbliche fielen anschlossen. Der lebergang 
der richterlichen Alemter in bie Hand vom Könige ernannter vornehmer Herren, 
welche lediglich bereu Einkünfte bezogen, ben Dienst aber durc beliebig bestellte 
Verweser versehen liegen, wirkte zerstörend auf bie gefammte Rechtspflege ein, unb 
der Versuch, das Deutsche büreaukratisc = kollegiale Regierungssystem in Schweden 
einzuführen, wie er sic in der „Regimentsreform" für Westergötland bom 9. April 
1540 ausspricht, miszglückte vollständig. Calvinistische Regungen unter K. Erit XIV. 
unb katholische unter K. Johann III. unb Sigismund lieben bie lutherische 
Kirche nicht zur Ruhe kommen, und bie Aristokratie begann aufs neue ihr Haupt 
zu erheben, als bie Zerwürfnisse im Hause Gustaf Wasa’s, bie katholische Richtung 
Johann’s unb Sigismund’s, bann zumal beS letzteren Beziehungen zu Polen hierzu 
Anhaltspunkte boten. Es begreift sich, bab unter solchen Umständen baS Be= 
dürfnisz nach einer Revision der. bestehenden Gesetzgebung sich frühzeitig geltend 
machte; eS begreift sic aber auch, bab baffelbe feine Befriedigung erst finden 
tonnte, nachdent bie durch ben Widerstreit zwischen alten lleberlieferungen unb 
neuen Bedürfnissen, einheimischen Rechtsanschauungen unb auS ber Fremde ein- 
geführten Begriffen hervorgerujene Gährung sic einigermaszen gesetzt, unb eine Reihe 
bon Einzelverordnungen ben Boden für eine neue Ordnung ber Dinge einiger» 
maszen bereitet hatte. Schon bie Wadstena = Artikel bom Jahre 1524 hatten eine 
Verbesserung beS Gesetzbuches angeregt, unb ein Neichstagsbeschlusz bon 1566 we= 
nigstens dessen Druck unter Beseitigung beS Artikels angeordnet, welcher Schweden 
für ein Wahlreic erklärte; aber weder ber eine noc ber anbere Beschluß hatte 
Folgen gehabt. In ben Jahren 1592 unb 1593 tauchte ber Vorschlag auf, 
wenigstens bie Abschriften ber Gesetzbücher unter öffentliche Kontrole zu stellen, 
um dadurch ben evidentesten Miszbräuchen ber Rechtspflege vorzubeugen, unb im 
Jahre 1595 wurde bie Verbesserung ber Gesetzgebung nochmals angeregt: aber 
wiederum blieben beibe Projekte unausgeführt. Im Jahre 1602 wurde endlich in 
ber That bie Revision beS Gesetzbuches durch einen Reichstagsbeschlus einer eigenen 
Kommission übertragen, bereu Arbeit sodann sammt ben noc geltenben Rezessen, 
Mandaten unb Verordnungen nac vorgängiger Vorlage an ben Reichstag unb allge- 
meiner Bekanntmachung im Lande gedruckt werben sollte. Im Jahre 1604 erging ein 
neuer Beschlusz in gleicher Richtung, unb Wieberum Würben Männer bestellt, um bie Re- 
vision vorzunehmen. Es entftanben nunmehr zwei Entwürfe, bereu einer, von K. Karl IX. 
veranlaszt unb darum ber königliche genannt, unvollständig blieb, während ber 
anbere, nac dem einfluszreichsten unter ben ständischen Mitgliedern als ber Rosen- 
greh'fefje bezeichnet, vollständig ist. Beide schlieszen sic wesentlich an K. Christoph’s 
Landrecht an, benützen jedoc neben bemfelben nicht nur jüngere Verordnungen, 
unb bie spätere Praxis, sondern auch das Römische unb Mosaische Recht, foWie 
manche eigene Ideen; beibe unterscheiden sic aber in staatsrechtlicher Beziehung 
sehr schar dadurch , bab ber erftere bie alten Rechte beS Königthums sorgfältig 
wahrt , wogegen ber zweite bie Befugnisse beS Reichsrathes foWol, als bie Privi- 
legien beS niederen Adels möglichst auszudehnen jucht. Am Reichstage bon 1609 
Würbe indessen ber Rosengren’sche Entwurf gar nicht, unb bom königlichen nur ber 
Kirkobalk unb Konungsbalk borgelegt; als K. Karl denselben bon ben Ständen 
kalt unb höflic zurückgewiesen sah, erklärte er, sic um bie Gesetzgebung nicht 
Weiter mehr bekümmern 31t Wollen, unb ba auch ein Entwurf einer Hofgerichts= 
ordnung, welchen er kurz zuvor hatte auSarbeiten laffen (1604), teine günstige
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Aufnahme gefunden hatte, verblieb cs lediglic bei K. Ghristoph’s Landrecht, welches 
ber König mit feiner Bestätigung versehen hatte drucken lassen. Auf firchenrecht- 
lichem Gebiete hatte man zwar im Jahre 1571 eine Nirchenordnung erlangt; aber die- 
selbe verriet in ihrer ganzen Haltung bic llusicherheit ihrer Entstchungezeit, Ullb wollte 
somit and) ihrerseits auf bic Tauer nicht genügen, Heber eine Verbesserung derselben 
wurde zwar, nachdem inzwischen das evangelische Bekenntnisz nac der unveränderten 
Augsburger Konfession als Staatsreligion des Reiches erflärt Worben mar (1593), wie- 
derholt verhandelt (1600, 1602); aber bic Verhandlungen blieben ohne Erfolg, Wie 
es scheint darum, weil zwischen des Königs zur reformirten Kirche hinneigenden An- 
sichten und benen her streng lutherischen Geistlichkeit eine llebereinstimmung nicht zu er- 
zielen war.

Ernsthaftere Versuche, zu einer Revision fei es nun der weltlichen ober der 
geistlichen Gesetzgebung zu gelangen, würben nun auf lange Zeit nicht mehr gc= 
macht, soviel man auc über solche an den Reichstagen verhandelte. K. Gustaf 
Adolf versprac zwar in feiner Handfeste (1611), bic Kirchenordnung revidiren zu 
lassen, unb beutete in dem Konfirmationsdekrete, welches feine Ausgabe des gc= 
meinen Stadtrechtes begleitete, bic Absicht an, dieses einer Revision 311 unterziehen; 
aber in der letzteren Beziehung geschah gar Nichts, unb in der ersteren hatte es 
bei einem miszglückten Versuche, ein Generalkonsistorium einzuführen, fein Bewenden. 
Unter Königin Christine Würbe wiederholt über eine Revision ber Kirchenordnung 
verhandelt (1634, 1636), wiederum ein Vorschlag zur Errichtung eines Generalkon- 
sistoriums vorgelegt (1649), unb nac dessen Ablehnung wirklich eine Kommission 
zusammengesetzt (1650), um bie Revisionsarbeit vorzunehmen; aber dieselbe Würbe 
wieder aufgelöst, aß sie eben erst ein einziges Kapitel ihres Entwurfs fertig gebracht 
hatte. Nicht minber würben wiederholt (1640, 1642) Kommissionen berufen, um 
über eine Reihe Von fragen des weltlichen Rechts sic zu äuszern, unb Von einer 
solchen eine Reihe prozejsualischer unb strafrechtlicher Gesetzentwürfe vorgelegt (1643); 
aber zur Geltung gelangten dieselben nicht, unb wiederholte Anregungen einer 
Gesetzgebungsrevision (1649, 1652) blieben ohne allen Erfolg. Von K. Karl X. 
würben zwar verschiedene Männer mit Revisionsarbeiten Vertraut, ober um Gut- 
achten bezüglich solcher befragt (1655), unb Würbe insbesondere nac mehrfachen 
Verhandlungen an Reichstagen (1654, 1655) eine Kommijsion zur Revision ber 
Kirchenordnung zusammengesetzt; zwei Mitglieder dieser letzteren, nämlic Bischof 
Olaus Laurelius unb Pastor Erif Gabriel Emporagrius, überreichten wirklich aus- 
gearbeitete Entwürfe (1659), aber zu einem gemeinsamen Beschlusse gelangte man 
nicht, unb scheint es zumal das Patronatsrecht des Adels unb bie Schwierigkeit, 
über bie Errichtung eines Generalkonsistoriums sich zu einigen, geWefen du fein, 
Woran bie Verhandlungen scheiterten. Auf kirchlichem Gebiete gingen demnac bic 
Bischöfe je für sic mit ihren Konsistorien unb Diözesansynoden vor, unb erlieszen 
je für ihre Säfte besondere Ordnungen, während andererseits auc bie Privilegien, 
welche ber Priesterstand Von Königin Christine sich zu erwerben wuszte (1647, 
1650), einzelne auf die Kirchenverfassung bezügliche Punkte enthielten; auf weltlichen 
Gebiete aber Würbe theils durch Erlassung einzelner Gesetze unb Verordnungen gewirkt, 
unter benen Gustaf Adolfs Rechtsgangs=Ordonnanz (1614) unb Rechtsgangs-Prozes 
(1615), fowie eine Strafordnung ber Königin Christine (1653) erwähnt Werben 
mögen, theils aber auc bie Entwicklung des Rechts ber Praris ber Gerichte über- 
taffen. In ber letzteren Beziehung War Von Erheblichkeit, dasz Gustaf Adolf durc 
feine eben erwähnten Gesetze bie Ausübung ber königlichen Gerichtsbarkeit regelte, 
unb zugleich durc bie Errichtung zweier juristischer Professuren an ber Universität 
Upsala (1621), WoVon bie eine speziell für das vaterländische Recht beftimmt War, 
für bie Verbreitung einer gründlicheren rechtswissenschaftlichen Bildung sorgte; bie 
Zeriplitterung. des Hoigerichtes, inbem fiel) von bem zu Stockholm ein solches zu 
Aabo (1623), unb weiterhin noc eines zu Jönköping (1634) unb zu Dorpat ab=
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zweigte, hatte allerdings auc ein Auseinandergehen der fortan jo wichtigen Präju- 
bifatc zur Folge, indessen Ivar doc wenigstens für eine gründlichere Handhabung 
der Rechtspflege gesorgt, und zugleich für Männer, welche gesetzgeberische Arbeiten 
mit Erfolg in bie Hand nehmen tonnten.

Wesentlich ebenso unfruchtbar wie bie bisherigen waren auc bie Bemühungen 
um bie Gesetzgebungsrevision unter der vormundschaftlichen Regierung (1660 — 72) 
unb während der ersten Jahre der Selbstregierung K. Karl’s XI. Wiederholt 
wurde bie Revision des Gesetzbuches und ber Ktirchenordnung angeregt (1660, 1664, 
1666, 1668, 1672, 1675, 1678, 1680), wiederholt wurden Kommissionen zu 
solchem Behuje zusammengesetzt (1665, 1675) ober einzelne Männer mit einschlä= 
gigen Arbeiten beauftragt (Stjernhööt, 1666; Stjernhööf nnb Serling, 1669); 
aber bie llnklarheit über ben zu verfolgenden Plan liesz feinen biefer Anläufe zu 
einem gedeihlichen Ziele führen. Salb wollte man eine wirkliche Umredaktion ber 
älteren Gesetzgebung in Angriff genommen wissen, halb sollte biefe unverändert 
bleiben, nnb nur anhangsweise eine Reihe von Verbesserungen unb Zusätzen bei- 
gegeben werden, ober auch durc eine blosze llebersetzung unb Erläuterung des 
Originaltextes, allenfalls mit Weglassung des Veralteten, für dessen besseres Ver- 
ständnisz gesorgt Werben; halb griff man baS weltliche Gesetzbuch unb bie Kirchen- 
orbnung zugleich, halb nur baS eine von beiben an, unb selbst innerhalb beS welt- 
lichen Rechts glaubte man allenfalls baS Staatsrecht auszer Betracht taffen zu 
müjsen. Weil man während ber Minderjährigkeit beS Königs eine allzuweite Ausdehnung 
ber abeligen Rechte zu fürchten schien. So sehr demnac bie Erwerbung Schonens, 
Hallands unb Blekingens, bann Bohusläns baS Streben nac einer neuen Gesetz- 
gebung begünstigte, mittels welcher man hoffen tonnte biefe neuerworbenen Iro= 
vinzen mit ben alten durch bie Gemeinsamkeit beS Rechts enger zu Verbinben, fo 
tarn doc lediglich Nichts 311 Stande, mit Ausnahme nur einer Anzahl einzelner 
Gesetze unb Verordnungen, welche bie Regierung theils mit ihren Reichstagen ver- 
abjchiedete, theils aber auch einjeitig erlief unb diesen nur hinterher zur Annahme 
vorlegte. Als besonders bebeutfam mögen unter diesen letzteren genannt werben 
baS Revisionsplakat (1662), welehem bie erst provisorische (1663), bann definitive 
(1669) Bestellung einer besonderen Deputation zur Behandlung ber Revisionssachen 
folgte; ein Seerecht (1667) unb ein Wechselrecht; eine Vormundschaftsordnung 
(1669) unb eine Erekutionsordnung (1669), ein Horrecht (1671), welches freilich 
nur mehrfachen älteren Hofrechten (1544, 1574, 1590) folgte unb im Jahre 1675 
bereits wieder aufgehoben Würbe, u. bgl. m. Erst nachdem baS Königthum Von 
ben Schranken sic frei gemacht hatte, welche eine übermächtige Aristokratie ihm 
gezogen hatte, erlangte baS Revisionswerf selbst Aussicht auf endliches Gelingen.

§ 7. Das Gesetzbuch Von 17 34. Während ber Minderjährigkeit ber 
Königin Christine War eine „Regierungsform" beliebt (1634) unb während ber 
Minderjährigkeit Karl’s XI. mit einem „Additament" versehen Worben (1660), 
welche ein für allemal bestimmt war, eine Adelsherrschajt an bie Stelle ber Kö= 
nigsmacht zu setzen. An einem Reichstage Von 1680 wuszte aber ber König einen 
Beschlus durchzusetzen, welcher ihn ber Beobachtung biefer Vorschriften entbanb, 
unb bem Reichsrathe gegenüber feine Volle Unabhängigkeit wiederherstellte ; an einem 
Reichstage Von 1682 ferner lies er sich baS Recht ber administrativen Gesetzgebung 
schlechthin unb baS ber allgemeinen Gesetzgebung WenigftenS infoweit zuerkennen, 
als bie Mitwirkung ber Reichstage bei derselben feinem eigenen Ermessen anheim- 
gegeben Würbe. Damit war bem Könige nahezu absolute Gewalt eingeräumt, Wie 
bieS auc bie Stände selbst im Jahre 1693 offen aussprachen, jetzt würbe aber 
auc Von demselben fofort energisch baS Revisionswerf angegriffen unb ber im 
Jahre 1718 abgelegte Verzicht auf bie Souveränität brachte demselben leinen 
Schaden mehr. Schon im Jahre 1682 legte eine Kommission einen, wesentlich 
auf bie älteren Arbeiten Von Laurelius unb Emporagrius gebauten Entwurf einer
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neuen Kirchenordnung Vor; als dieser unbrauchbar befunden wurde. Verfaßte eine 
zweite Kommission einen neuen Entwurf (1685), welcher, erst von einer verstärkten 
Kommission unb bann nochmals Vom Rathe revidirt, untern 3. (September 1686 
bie königliche Bestätigung als „Kirchengeset" erhielt, unb aud) Vom Reichstage 
ohne Anstand als solches angenommen wurde. Im Wesentlichen an bie Kirchen- 
ordnung Von 1571 sic anschlieszend, findet dasselbe, soweit bie geistliche Gerichts- 
barkeit in Frage ist, in einer königlichen Eutschlieszung Vom 5. Mai 1684 unb 
einer königlichen Verordnung vom 11. Februar 1687 feine Ergänzung, bie im 
Jahre 1723 angeregte Revision des Kirchengesetzes aber tarn nicht zu Staube, ob= 
wol ein Entwurf einer solchen im Jahre 1731 dem Reichstage Vorgelegt wurde. 
Ungleich langsamer freilich rückte bie Revision der weltlichen Gesetzgebung vor. 
Noc im Jahre 1686 würbe eine Gesetzkommission bestellt, welche dieselbe vornehmen 
sollte, unb biefe ging auc wirklic sofort ans Werk; aber K. Karl XI. nicht nur 
(j 1697), sondern audj Karl XII. starb (1718), ohne bereit Vollendung zu er- 
leben. Erst im Jahre 1723 beenbigte bie Kommission ihren Entwurf, welcher 
sofort einer neugebilbeten Kommission zur lleberarbeitung mitgetheilt (1724), bann 
den Gerichten unb verschiedenen Behörden zur Durchsicht überwiesen, unb weiterhin 
am Reichstage des Jahres 1731 Von ben Ständen geprüft würbe; nach mehr- 
fachen Weiterungen würbe endlic mittels Beschlusses vom 14. Dezember 1734 der 
fo vielfach revidirte Entwurf vom Reichstage als Gesetz angenommen unb mit einer 
Vorrede, bann einer Bestätigung K. Friedrich’s Vom 23. Januar 1736 als Swe- 
riges Rikes allmänna Lag publizirt. Zum Theil war bie Langsamkeit beS 
Vorschreitens ber Arbeit durch eine gewisse Unklarheit über ben bei derselben ein- 
zuhaltenden Plan bebingt, wie man beim insbesondere lange darüber nicht schlüssig 
werben tonnte, ob dieselbe and) baS Staatsrecht mit umfaffen solle ober nicht; zum 
Theil auc dadurc, das man eine Reihe einzelner Fragen, bie einer gründlichen 
Entscheidung ober auch einer neuen Siegelung bedürftig schienen, zuvor durc beson- 
bere Gesetze ober Verordnungen erledigt wissen Wollte, bereu in ben betreffenden 
Jahren nicht wenige ergingen. Das neue Gesetzbuch scheint aber durc biefe 
Verzögerung nur gewonnen zu haben. Das Staatsrecht unb bie besonderen Pri- 
Vilegien einzelner Stände Völlig ausschliezend, unb darum auc feinen Konungsbalf 
enthaltend, auzerdem auch Alles bei Seite laffenb, waS polizeiliche, volkswirth= 
schartliche unb anbere ber rascheren Veränderung unterliegende Einrichtungen betrifft, 
beansprucht dasselbe andererseits für Stabt unb Land ganz gleichmäszige Geltung, 
unb tritt fömit an bie Stelle beS älteren Stadtrechts foWol als Landrechts. In 
9 Abschnitte getheilt, behandelt dasselbe baS Privatrecht (Giftermaals Balk, Aerfdab., 
Jordab., Bygningab. unb Handelsb.), Strafrecht (Missgierningsb. unb Straffb.), 
unb ben Prozesz (Utsökningsb. unb Rättegaangsb.), — Alles in einer ebenso 
schlichten unb verständlichen, als bestimmt gefaszten unb nachdrucksvollen Dar- 
stellungsweise, unb Verbient vollkommen ben Ruhm, welchen ihm bie Schwedische 
Jurisprudenz zu fpenben liebt.

Quellen. Das Kirchengeset von 1686 wurde bereits im folgenden Jahre im 
Druc veröffentlicht, unb ebenso das Gesetzbuch von 1734 im Jahre 1736; beibe Würben 
selbstverständlich hinterher noc oft genug aufgelegt. Im lebrigen findet man bie biet ein- 
ichlägigen Quellen zumal bei Stjernmann, Riksdagars och mötens besht, 1521—1731, 
3 Theile, mit einem Anhange (Stockholm, 1728—43); Derselbe, Sämling af stadgar rörande 
Sveriges commerce, politi och ökonomi, 1523—1718, 4 Bde. (Stockholm, 1747—1775); 
Schmedemann, Kongl. Stadgar, Förordningar, Bref och Resolutioner, ifraan aar 1528 
intill 1701 angaaende Justitiae- och Executions-Aehrender (Stockholm, 1706, auf ben Titel 
„Justitiae-Werket" citirt) u. bgl. m. Die Gesetzentwürfe auS Karl’s IX. Seit find unter dem 
Eitel: Lagförslag i Carl den Niondes Tid gedruckt in ben Handlingar rörande 
Sveriges Historia, Andra Serien I., Stockholm, 1864. Vgl. ferner: „Ätgärder för Lag- 
förbättring 1633—65“ (Upsala 1878, edd. CJ. Wahlberg), unb -Lag-Kommis- 
sionens förslag till Sveriges Rikes Lag af ar 1734“ (Stoholm, 1841).

Literatur. Die älteren Werke über bie Geschichte ber Schwedischen Rechtsquellen, 
Wie etwa Wilde’s Sveriges beskrifna Lagars Grund, Art och Uprinnelse (Stockholm,
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1736); Burmann, Critisk Afhandling om Province-Lagarnes alder (1800) u. bgl. m. 
dürfen jetzt bezüglic ber älteren Seit als antiquirt betrachtet werden gegenüber ben er» 
schöpfenden Unter uchungen, welche Schlyter ben einzelnen Bänden seiner Gesebjammlung 
beigegeben hat; eine lleber sicht über feine Ergebnisse bietet mein Aufsat über dieAltschwedi- 
schen Gesetze und beten Ausgaben, in ber Sritischen Vierteljahrsschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft, 3d. XIII. S. 51—89; bgl. and) meine lldsiat, S. 157—213. Bezüglic 
ber späteren Zeiten hat hauptsächlic in Betracht zu kommen: Hans Järta, Försök att 
framställa Svenska Lagfarenhetens utbildning ifraan Konung Gustaf I.’ s anträde till 
Regeringen intill slutet of sjuttonde aarhundradet, in ben Kongl. Vitterhets Historie och 
Antiqvitets Akademiens Handlingar, 33b. XIV., S. 179—366 (1838); und Derselbe, 
Naagra underrättelser om de Anstalter till förbättring af Lagskipningen i Sverge, hvilka 
föregingo och beredde Stifteisen af 1734 — aars Allmänna Lag, in ber Zeitschrift Frey 
(1841, S. 118—30); J. A. Posse, Bidrag till Svenska Lagstiftningens Historia, fraan 
slutet af sextonde aarhundradet till stadfästelsen af 1734 — aars Lag (Stockholm, 1850). 
Von Arbeiten über bie Schwedische Rechtegeschichte nenne ic nur: Joh. 0. Stjernhöök, 
De jure Sveonum et Gothorum vetusto libri duo (Holmiae, 1672) als ein Fundamental- 
wert; bann J. J. Nordström, Bidrag till den Svenska Samhällsförfattningens Historia 
(Helsingfors, 1839—40). 2 Bde. und Chr. Naumann, Svenska Statsförfatningens histo- 
riska Utveckling (Stockholm, 1814, neueste Ausgabe 1879). Augzerdem bietet auc Reuter­
dahl’s S wenska Kyrkans historia, 4 Bde. (Sund, 1838—66) manches hier Einschlagen de 
u. bgl. m.

IV. Die Geschichte ier Dänischen Rechtsquellen.
A. Dic Zcit Der Prodinzialrechtc.

§ 1. (Sang bei Rechtsbildung. Auc Dänemarf zerfiel bei feinem 
Eintritte in bie Geschichte in eine Reihe selbständiger Provinzen, bie, wenn auc 
zu einem Staate bereinigt, doch je ihr eigenes Recht unb ihre eigene Dingverfas- 
fung hatten. Die auf ber Skandinavischen Halbinsel gelegenen Landschaften Schonen, 
Halland unb Blekingen, welchen sic noc bie Insel Bornholm anreihte, bildeten 
zwar je eine Provinz für sic mit je ihrem eigenen ßanbSbinge, hatten aber wenig- 
stens ein gemeinsames Recht, welches nac bem Hauptlande, Schonen, benannt 
war. Jütland hatte fein eigenes Landsding zu Viborg, unb zu biefem, sowie zum 
Jütijchen Rechte hielt sich auch bie Insel Fühnen. Seeland endlic hatte wieder 
fein eigenes Landrecht unb ßanbSbing, welchem auch bie kleinen Inseln gefolgt zu 
fein scheinen. Seit bem Schiffe beS zwölften Jahrhunderts, wie eS scheint, begann 
man biefe verschiedenen Provinzialrechte aufzuzeichnen, aber eS sind lediglich Pri= 
bat ar beiten, welche zunächst entstehen, wenn dieselben auch hinterher zu ber 
Geltung wirklicher Gesetzbücher gelangten, unb feine Spur findet sic davon, ba^ 
in Dänemark, ähnlich wie in Schweden, auf Island, unb vielleicht auc in Norwegen, 
Lagmänner bestanden unb auf bie Feststellung beS Rechts Einflusz gewonnen hätten. 
Dagegen war allerdings bie Gesetzgebung schon frühzeitig neben solchen Privat- 
arbeiten thätig, unb zwar in zwiefacher Weise, theils schloß sic dieselbe an bie 
einzelnen Provinzialrechte als solche an, theils aber bezog sie sic auch schon bon 
vornherein auf baS gesammte Reich. Anfänglich ftanb bie gesetzgebende Gewalt 
nicht einseitig bem Könige zu, vielmehr übte baS Volf dieselbe in Gemeinschaft 
mit bem Könige auS; zum Theil war cS dabei baS gefammte Volf ber einzelnen 
Provinz, welches an bereu ßanbSbing, zum Theil aber nur beffen Vertretung, welche 
unter überwiegender Betheiligung ber geistlichen unb weltlichen Magnaten an einem 
auS bem ganzen Reiche hervorgegangenen Reichstage bie entsprechenden Beschlüsse 
faszte, Wobei eS aber ebensowol vorkommen konnte, dasz Provinzialgesetze einem 
Reichstage, als daßz umgekehrt allgemeine Reichsgesetze ber Reihe nac ben einzelnen 
ßanbSbingen vorgelegt Würben. 1 Anders als bei ben übrigen Nordgermanischen 
Völkern, erstreckte sich aber bie Gesetzgebung beS StaateS nicht auf baS Kirchens 
recht; foWeit man bie Regelung ber kirchlichen Angelegenheiten nicht lediglich ber
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Kirche selbst überlies, griff man vielmehr nur etwa zu llebereinkünften, welche 
einzelne Bischöre mit ben Bauern einzelner Landschaften schlossen, ohne des Königs 
Mitwirkung bei ihrem Abschlusz zu fordern. Dagegen gab es, wie in Schweden 
unb Norwegen, so auch in Dänemark Stadtrechte; auf Grund einzelner be« 
stimmter königlicher Privilegien, bann auc gewvohnheiterechtlicher Satzungen unb 
einzelner Willküren zusammengetragen, erhielten dieselben hinterher zumeist königliche 
Bestätigung, beziehen sic aber regelmäßig nur auf bie ben Stäbten eigenthümlichen 
Verhältnisse, während im Uebrigeu das Gemeine Neichsrecht unb das besondere 
Landrecht der betreffenden Provinz auc in ihnen zur Anwendung faui. In fünf 
zehnten Jahrhunderte kam and) ein Allgemeines Stadtrecht zu Staube, welches 
indessen nur subsidiäre Geltung hatte; für bie einzelnen Provinzen dagegen tarn eine 
gewisse Einheit immerhin dadurc in das Stadtrecht, baß sic durch ben vorwiegen- 
ben Einflus je einer hervortretenden Stabt ganz ähnlic wie in Deutschland Stabt= 
rechtsfamilien bildeten. Aehnlic wie in Norwegen unb Schweden kommen ferner 
auch in Dänemart Hofrechte vor; Gildestatuten werben in ziemlicher Anzahl 
entworfen, u. dgl. m., fo baß bie Rechtszustände im Reiche ungleich buntscheckiger 
Waren als in ben übrigen Staaten des Germanischen Nordens. Auffällig ist dabei 
im höchsten Grade, baß bis in das sechzehnte Jahrhundert hinein in Dänemark 
nicht einmal der Verjuc gemacht Würbe, eine gemeinsame Gesetzgebung für das 
ganze Reich herzustellen, wie doc eine solche für Norwegen foWol als für Schweden 
längst geschaffen war; man überließ es der Einzelgesetzgebung unb der Praris, in 
einzelnen erheblichen Punkten bie zwischen ben verschiedenen Provinzialrechten bc= 
stehenden Abweichungen möglicht auszugleichen, unb bie erstere War zumal im fed)= 
zehnten unb siebzehnten Jahrhunderte in biefer Richtung vielfach thätig, durc ben 
Einflus des Römischen unb Deutschen Rechts unterstützt, welcher sic nunmehr, unb 
zumal feit ber Stiftung ber Kopenhagener Universität (1478), kräftig fühlbar machte. 
Es mag fein, baß bie Schwäche des Königthums gegenüber ber maßlos um sic 
greifenden Adelsherrjchait jeden Fortschritt in biefer Richtung hemmte; gewiß ist 
jedenjalls, baß erst durch ein frärtiges Zusammenwirken ber Geistlichkeit unb des 
Bürgerstandes das Joc ber Aristokratie gebrochen unb bie Unumschränktheit unb 
Erblichkeit des Königthums hergestellt Werben mußte (1660), ehe man ernsthajt 
baran benfen fonnte, durch eine gemeinsame Gesetzgebung für das ganze Reich ber 
bisherigen Zersplitterung des Rechts ein Ende zu machen.

§ 2. Die Provinzialrechte. Von ben drei Dänischen Provinzialrechten 
finb uns umfaffenbe Aujzeichnungen erhalten, von zweien derselben sogar mehrfache; 
erhalten finb uns ferner auch noc fo manche kleinere Stüde legislativer ober 
nicht legislativer Entstehung, welche sic auf das eine ober anbere Provinzialrecht 
beziehen.

a. Das Schonische Recht (Skaanelagen), das älteste ber uns überlieferten, 
ist uns in einem Dänischen unb in einem Lateinischen Texte aufbewahrt. Der letztere 
ift von dem Erzbischore Andreas Sunefen verfaszt, welcher in ben Jahren 1201 bis 
1222 auf dem Stuhle zu ßunb faß; bie Entstehungszeit des ersteren unb beffen 
Verhältnis zu jenem War lange Zeit b eftritten, bis endlich Schlyter überzeugend 
darthat, baß ber Dänische Tert zwar um ein paar Jahre vor bem Lateinischen ab= 
gefaßt fei, baß aber beiben Bearbeitungen gleichmäszig eine ältere, uns verlorene 
Redaktion des Schonijchen Rechts zu Grunde gelegen habe, aus bereu leberarbei- 
tung bann beide unter Zuhülfenahme neuerer Gesetze unb anderweitiger Materialien, 
selbständig hervorgingen. Beide Texte finb übrigens unzweifelhast als Privatarbeiten 
zu betrachten unb bie ältere Annahme, welche in bem Dänischen ein Gesetzbuch K. 
Valdemar’s I. (1157—82) sehen wollte, entbehrt jeden Stützpunktes: beibe Texte 
zerfallen ferner in ben älteren Handschriften lediglich in eine Reihe von Kapiteln, 
während fie späterhin beibe einer Eintheilung in Bücher unterzogen Würben.

b. Das Seeländische Recht (Själlandske Lov) -liegt uns in zweiverschie-
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denen Bearbeitungen vor, welche man als Kong Valdemar’s Själlandske Lov unb 
Kong Erik’s Själlandske Lov 311 bezeichnen pflegt. Die erstere Bearbeitung, welche 
in einigen Handschriften bereits jenen Namen trägt, pflegte man ziemlich allgemein 
als ein Gesetzbuc St. Valdemar’s I. anzusehen, bis endlich Schlegel darthat, bajj 
dieselbe lediglic eine Privatarbeit fei; bei ber zweiten, welcher einzelne Handschriften 
K. Crik’s Namen beilegen, glaubte man an . Erif Menved (1286—1319) denken 
311 sollen, bis Kolderup=Nosenvinge auch für sie ben Charakter einer Privatarbeit 
unb zugleic ein erheblich höheres Alter feststellte. Beide Bearbeitungen scheinen 
unabhängig von einander entstanden zu fein, unb zwar beide in ber erften Hälfte 
des dreizehnten Jahrhunderts, vor dem Jütischen, aber nac dem Schonischen Rechts- 
buche; bie ältere von beiben is aber jedenfalls bie, welche K. Valdemar’s Namen 
trägt. Beide Terte zerfallen in ben älteren Rechtsbüchern nur in eine Anzahl von 
Kapiteln, während später eine Eintheilung in Bücher durchgeführt würbe; vom 
Erich’schen findet sic and) eine Plattdeutsche lebersetzung aus bem fünfzehnten unb 
eine Reihe von llebertragungen in das neuere Dänische aus bem siebzehnten Jahr= 
hunderte. Die auf das Erbrecht, Familienrecht unb Strafrecht bezüglichen Bestim- 
mungen des Valdemar’schen Textes endlich, welche beffen erften unb, wie es scheint, 
and) ältesten Theil bilden, kommen ziemlich vollständig unter bem Titel Arve­
bogen og Orbodemaal, ober and) unter bem Titel Valdemars nye Lov 
nicht fetten als Anhang zum Schonischen Rechtsbuche in beffen Handschriften vor 
unb stellen sic in dieser Fassung lediglic als eine zum Behufe ber Anwendung in 
Schonen verfaszte Bearbeitung des Seeländischen Rechts bar.

c. Das Jütländische Recht (Jydske Lov), wie es uns borliegt, ist bem 
gegenüber ein wirkliches Gesetzbuch unb als solches im Mär des Jahres 1241 
bon K. Valdemar II. auf einem Reichstage 311 Vordingborg erlassen; es galt für 
Jütland, Fühnen, Samsö unb Langeland nicht nur, sondern auc für Schleswig, 
Alsen, Föhr unb Sylt, während bie vielfach verfochtene Ansicht, ba^ das Gesetzbuc 
ursprünglich für ganz Dänemark beftimmt gewesen fei, nicht genügenb begründet ift. 
Aeltere Rechtsaufzeichnungen scheinen für dasselbe benützt unb zumal auch bon bem 
Schonischen Rechte scheint Gebrauch gemacht worden zu fein; auszerdem aber verräth 
sic zwar einige Benützung des Kanonischen, nicht aber, wie man mehrfach annehmen 
Wollte, des Nömischen Atechts ober des Sachsenspiegels. Auch biefe Quelle- ift in 
einer Handschrift nur in Kapitel getheilt, während alle übrigen eine Eintheilung in 
3 Büchern durchgeführt haben; neben ihrem Originaltexte ift dieselbe ferner auc in 
Lateinischen, Neudänischen, Hochdeutschen unb Plattdeutschen llebersetzungen erhalten, 
bon welchen letzteren bie bon Blasius Ekenberger verfaszte darum erwähnt Werben 
mag, weil fie durch eine Verordnung vom 20. November 1592 für das Herzogthum 
Schleswig autorisirt Würbe. An das Jydske Lov schlieszen sic sodann noch Thord 
Degns Artikler an, eine auf Ergänzung unb Erweiterung desselben berechnete 
Privatarbeit, welche indessen hinterher unb zwar. Wie es scheint, auf einem im 
Jahre 1354 311 Nyborg gehaltenen Reichstage, bie königliche Bestätigung erhielt; 
in ben Handschrijten sehr verschieden gestaltet unb durc vielfache Zusätze vermehrt, 
kommen dieselben in zwei Dänischen unb einer Lateinischen Rezension vor, unb über- 
dies in einer Plattdeutschen llebersetzung bon Ekenberger’s Hand. Ferner bie Latei- 
nischen Stoffen Bischof Knud Mikkelsen’s bon Viborg, aus bem Ende des fünfzehnten 
Jahrhunderts u. bgl. m.

§ 3. Die Kirchenrechte. Das ber Klerus in Dänemark wie anderwärts 
das Gemeine Kanonische Recht, Wie es in ben Beschlüssen ber allgemeinen Konzilien 
unb in ben päpstlichen Erlassen niedergelegt war, als für bie ganze Christenheit 
binbenb, unb fomit auch für Dänemark gültig betrachtete, fann keinem Zweirel 
unterliegen; Gratian’s Dekret war schon am Ende des zwölften Jahrhunderts daselbst 
bekannt, unb im Jütischen ßob ift ber Einflusz des Kanonischen Rechts unverkennbar. 
Immerhin bedurfte man inzwischen besonderer Bestimmungen, welche dieses ben ein­
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heimischen Zuständen anpaszten, und hicrauj zielen zunächst zwci umfassendere Rechts- 
auszeichnungen ab, bic uns erhalten sind, nämlic:

a. das Schonijche Kirchenrecht, welches nac seinen Eingangsworten auf 
einer Uebereintunft beruht, welche Erzbischof Gstill (1137—78) mit feinen Bauern 
einging; eine genauere Zeitangabe, welche auf das Jahr 1162 bezogen werden will, 
scheint ziemlich zweideutigen Werthes;

b. das Secländische irchenrecht, welches nac feiner eigenen Angabe 
im Jahre 1171 in ähnlicher Weise zu Staube tam, nämlic durc eine lleberein- 
funit, welche Absalon, damals noc Bischof von Nocskilde, mit feinen Bauern 
jchlos; wesentlich aus den Schonijchen Kirchenrechte geschöpit, ist dasselbe nicht, wie 
man behauptet hat, audj in Jütland und Fühnen zur Geltung gelangt, sondern 
stets auf Seelaub und bic zu diesen gehörigen kleineren Inseln beschränkt geblieben. 
Ein „jus ecclesiasticum Scanorum inter clerum et laicos" aber, welches Thorkelin 
in feiner Sammlung abgedruckt hat, ist nichts Anderes, als eine Dänische lleber- 
setzung des firchenrechtlichen Abschnittes Von Södermannalagen und gehört somit der 
Schwedischen, nicht bet Dänischen Nechtsgeschichte an.

Im dreizehnten Jahrhunderte bereits erlitten biefe Kirchenrechte erhebliche An- 
jechtungen, wie benn 3. 3. Erzbischof Jakob Erlandsen in feinen Streitigkeiten mit 
K. Christoph I. (1254—59) ausdrücklich dem Schonischen Kirchenrechte unter Be-= 
rufung auf feinen dem Papste geleisteten Eid feine fernere Geltung absprach. Pro= 
vinzia Ifta tuten, wie solche bereits Andreas Sunesen in ben ersten Jahren feiner 
Amtsjührung erlies unb wie solche auch später noc wiederholt auf einzelnen Pro= 
vinzialsynoden zu Stanbc tarnen, einzelne Erlasse Von Päpsten, Erzbischöfen unb 
Bijchöjen, bann ber überhandnehmende Einflusz beS Gemeinen Kanonischen Rechts 
auf bie gratis gaben ben kirchlichen Zuständen beS Landes halb eine Völlig ver- 
änderte Gestalt, gegenüber welcher ber Staat nur eben noc fein eigenstes Gebiet zu 
vertheidigen vermochte; erst bic Reformation brachte in Dänemark bic kirchliche Ge- 
jetzgebung in bie Hand dieses letzteren.

§ 4. Sic Stadtrechte. Unter ben verschiedenen Gruppen Von Stadtrechten 
ift als bie älteste voranzustellen:

a. Sic Schleswig’sche Gruppe. SaS älteste, in Lateinischer Sprache abge= 
fabte Stadtrecht von Schleswig, um bic Jahre 1200—1202 entstanden, ift uns 
in einem Eremplar erhalten, welches bie Bürger Von Horsens an bie Von Aebeltojt 
mitgetheilt hatten; am Schlujse beS vierzehnten Jahrhunderts erfuhr eS eine, gleich- 
falls erhaltene, Ueberarbeitung in Plattdeutscher Sprache, bei welcher spätere Ver- 
änderungen beS Rechts berücksichtigt wurden, Sine Bearbeitung beS älteren Schles- 
wig’ichen Stadtrechts für Flensburg in Lateinischer Sprache ift baS älteste Recht biefer 
Stabt; eine Dänijche Bearbeitung desselben erhielt im Jahre 1284, mit Ausnahme Von 
3 Artikeln, Herzog Valdemar’s Bestätigung, unb in ben Jahren 1295 unb 1321 einige 
Zujätze; endlich eine Plattdeutsche liegt in einer Handschrist Von 1492 Vor unb soll in 
einer solchen Von 1437 Vorgelegen haben. Sagegen besasz Apenrade zunächst feine 
selbständige Skraa, beren älterer Lateinischer Tert im Jahre 1335 Von Herzog 
Valdemar bestätigt wurde, während eine Plattdeutsche Uebersetzung im Jahre 1474 
K. Christian’s I. Bestätigung erhielt; indessen wurde baneben auc eine, nur wenig 
modisizirte, Bearbeitung beS Flensburger Rechts in Plattdeutscher Sprache benützt, 
welche hinterher gleichfalls inS Lateinische übersetzt, unb überbieS im Jahre 1514 
Von K. Christian II. bestätigt Würbe. Selbständiger Entstehung ift bagegen Wieber 
baS, Dänisch geschriebene, Stadtrecht Von Hadersleben, welches im Jahre 1292 
Von Herzog Valdemar bestätigt Würbe.

b. Sie Jütijche Gruppe. Im Jahre 1269 erhielt bic Stabt Ribe durch 
K. Erif Glipping ein Lateinisches Stadtrecht, welches einen sehr erheblichen Theil 
feiner Bestimmungen auS bem Lübischen Rechte entlehnt hat, im llebrigen aber auS 
totalen Quellen geschöpit ift. Im Jahre 1443 würbe dasselbe, nur Wenig verändert.
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durc K. Christoph Von Baiern neuerdings bestätigt; andererseits aber erlitt dasselbe 
and) eine durc vielfache Zusätze sehr erweiterte lleberarbeitung, welche, obwol nie- 
mals offiziell bestätigt, doc 311 thatsächlicher Geltung gelangte, ud jowol im Latei- 
nischen Originale, als in einer Dänischen llebersetzung erhalten ist. Unter bem 
Namen eines Allgemeinen Stadtrechtes K. Crif Glipping’s Vom Jahre 
1269, bann aud) unter dem Namen eines Stadtrechts, welches Von demselben Könige 
ber Stabt Nyborg im Jahre 1271 ober 1272 verliehen worden fei, findet sic 
eine nahezu wortgetrene Dänische lebersetzung beS älteren Rechts von Ribe, welche 
nur durc 7 weitere Artikel vermehrt ift; wahrscheinlich finb aber beibe nur Privat- 
arbeiten, welche bicfeS Stadtrecht für ben Gebrauch in Nyborg und anbereit Stäbten 
^ü^nenS und Jütlands handlic zu machen suchten, wie benn auch baS fog. Allge- 
meine Stadtrecht auszerhalb bicfer beiben Provinzen niemals gebraucht worden zu 
fein scheint. Auszerdem besasz Aalborg fein bcfonbereS Stadtrecht, welches im 
Jahre 1342 Von K. Valdemar IV. gegeben unb zugleich mit einer Reihe späterer 
Privilegien im Jahre 1546 Von K. Christian III. mit geringen Modifikationen 
erneuert wurde; verwandt mit jenem älteren Stadtrechte ift ferner ein Privileg für 
Viborg, beffen Lateinischer Text im Jahre 1440 Von K. Christoph Von Baiern 
beftätigt Würbe, unb von ben 3 Privilegien, welche Kolding Von K. Valdemar III. 
(1327) unb Christian I. (1452 unb 1475) erhielt, ift baS mittlere Wieberum groszen- 
theils eine blosze lebersetzung dieses Viborg’schen. @in nur auS 2 Varagraphen 
bestehendes Privileg, welches K. Erit Menved ber Stabt Rand er S ertheilte (1311), 
kann lein Stadtrecht heiszen; bagegen erhielt Stagen ein solches im Jahre 1507 
Von K. Hans, unb Aarhuus im Jahre 1441 ein Privileg Von K. Christoph Von 
Baiern. Unter ben Fühnischen Stäbten endlich , welche sich an bie Jütischen an= 
schlieszen, hat Odense ein Von K. Valdemar IV. (1340—75) gegebenes Privileg, 
welches in ber Form erhalten ift, in welcher eS Von K. Christian I. im Jahre 1477 
beftätigt Würbe; spätere Privilegien Von K. Christian I. (1454) unb K. Hans (1495) 
finb geringen UmfangS, unb Von ben übrigen Stäbten ber Insel hat man überhaupt 
nur einzelne Privilegien, bie ben Charakter Von Stadtrechten nicht tragen.

c. Unter ben Seeländijchen Stäbten hat Kopenhagen, welches zufolge 
einer Schenkung K. Valdemar’s I. unb Erzbischof Abjalon’s unter bem Bisthume 
Roeskilde ftanb, schon im Jahre 1254 durc Bischof Jatob Erlandsen fein erstes 
unb im Jahre 1294 durc Bischof Johann Krag ein zweites Stadtrecht erhalten; 
als bann bie Stabt wieder unter ben König zurückgekommen War, Würbe dieses 
letztere unter K. Erif bem Pommer einer Umarbeitung in Dänischer Sprache unter- 
zogen unb derselbe König gab ber Stabt überdies noc 2 neue Privilegien (1422); 
ein Viertes Stadtrecht gab sodann im Jahre 1443 K. Christoph Von Baiern, unb 
K. Hans fügte im Jahre 1485 ein neues Privileg hinzu. Dagegen gab bie Stabt 
Roesfilde sich selbst ein Stadtrecht, welches K. Erit Glipping im Jahre 1268 
beftätigte, unb welches, ursprünglich nur auS 16 Kapiteln bestehend, später um 9 
Weitere vermehrt Würbe; baffelbe ift in einem Lateinischen unb einem Dänischen 
Texte erhalten. Von welchen ber erstere baS Original ift. Hinterher erhielt bie 
Stabt noc Privilegien Von K. Christoph Von Baiern (1441), Christian I. (1451 
unb 1472) unb Hans (1486); andererseits ging ihr Stadtrecht in einer Dänischen 
Bearbeitung auf bie Stabt Holbet über, welcher K. Hans später auc bie übrigen 
Privilegien Roeskilde’s, verwilligte (1506), unb nicht minder erhielten andere Stäbte 
auf Seeland jenes Stadtrecht mitgetheilt. Dagegen erhielt Storeheddinge ein 
Privileg von K. Christoph Von Baiern (1441), Stubbekjöping auf Falster ein 
solches Von K. Valdemar IV. (1354), Maribo auf Loland ein Stadtrecht Von 
bem dortigen Brigittinerkloster (1488), unb überdies verlieh K. Christian II. im 
Jahre 1521 ben sämmtlichen Stäbten Seelands unb ber kleineren Inseln gewisse 
gemeinsame Privilegien.

d. Oie Schonijchen Stäbte, Bornholm mit eingeschlossen, befaßen ein gc= 
v. Holtend orf f, Eneyflopädie. 1. 4. Quf, 23 
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meinsames Stadtrecht, welches, je nachdem die einzelne Handschrift für bie eine ober 
andere Stabt bestimmt war, bald nac Lund ober Helsingborg, Malinö ober Lands= 
krona benannt sic findet, im lebrigen aber den vom Norwegischen und Schwedischen 
Rechte her bekannten Namen Bierkerät trägt. Aller Wahrscheinlichkeit nac ist 
dasselbe am Schlusse des dreizehnten Jahrhunderts zunächst für Lund entstanden, 
und von hier aus bann auf bie übrigen Städte übertragen worden, im Jahre 1326 
aber scheint dasselbe auf einem zu Nyborg gehaltenen Reichstage bestätigt worben 
zu fein. Eine Reihe späterer Privilegien schlieszt sic hier an, fo ein Privileg K. 
Valdemar’s IV. für Lund (1361), welches ganz gleichlautend unb felbft gleic 
batirt auc für H atm ft ab sic ausgestellt findet, — ein solches für Malmö von 
demselben Könige (1360), eines von K. Erit dem Pommern für 9 a 1 m ö unb 
Landskrona (1415), — zwei Privilegien K. Christoph’s von Baiern für M al in ö 
(1440 unb 1446), — ein solches von Hans (1487), — endlich Privilegien für 
ade Schonischen Kaufstädte von K. Christian II. (1516).

e. An diese speziellen Stadtrechte schliezen sich endlich noch die allgemeinen 
an, welche lediglic als jubsidiäres Recht für ben Fall gelten füllten, ba eine ein- 
Seine Stabt entweder fein besonderes Stadtrecht besasz, ober aber deren spezielles 
Stadtrecht irgendwelche Süden zeigte. Das sog. Allgemeine Stadtrecht K. Erif 
Glipping’s gehört allerdings nicht hierher, sondern zum Stadtrechte von Ribe 
unb ein anderes, welches ben Namen der Königin Margarete trägt, dürfte 
kaum jemals als Gejet publizirt Worben fein. Von zwei Allgemeinen Stadtrechten, 
welche K. Christoph von Baiern im Sahre 1443 unb 1444 erlassen haben soll, 
stimut baS eine nahezu völlig mit desselben Königs Kopenhagener Stadtrecht, wäh- 
rend baS andere auszerdent bedeutende Einschaltungen auS bem Schonischen Stabt= 
rechte entnommen hat, allein auch sie scheinen lediglich Privatarbeiten zu fein, welche 
bestimmt waren, beliebte Stadtrechte für eine Mehrzahl von Stäbten brauchbar zu 
machen. Auch ber offizielle Ursprung beS von K. Hans angeblich erlassenen All- 
gemeinen Stadtrechtes (1484 ober 1487), welches theils auS K. Christoph’s Kopen- 
hagener Stadtrecht, theils aber auS bem Gemeinen Stadtrechte unb Landrechte 
Schwebens geschöpit ist, unb gerade bem Bestreben, baS Recht beiber Reiche sic 
anzunähern, fein Dajein su verdanken scheint, ist neuerdings mit guten Gründen 
bestritten Worben.

An bie Stadtrechte schlieszt sic übrigens in gewisser Weise auch das Land- 
birkerät an, welches für bie von ben ordentlichen Landgerichten eximirten Sanb= 
biftrifte galt; ein solches, welches K. Erit Glipping’s Namen trägt, ist übrigens 
nur eine im vierzehnten Jahrhunderte veranstaltete Bearbeitung beS Riber Stadt- 
rechts welches von ben Jütischen Landdistrikten gebraucht Würbe, wie bie gefreiten 
Distrikte in Schonen sic an das Stadtrecht von Sunb hielten. Ein Birkeret, welches 
K. Christian IV. im Jahre 1623 erliesz, ift bagegen ein wirkliches Gesetz. Hierher 
gehören andererseits auch die Gildeskraaer, beren eS in ben Dänischen Stäbten 
eine ziemliche Zahl gab, bie Statuten unb Willküren fo mancher Sanbgemeinben 
(Byskraaer, Bylove), u. bgl. m.

§5 . Die Dien ft mannen rechte. Zu ihnen gehört baS ältefte unter 
allen Dänischen Rechtsdenkmälern, bie uns erhalten sind, baS Withirlaxret. 
Bon K. Knut bem Groszen in ben Jahren 1018—36 veraszt, später von K. Niels 
(1104—34) etwas gemildert unb bann von K. Knut Valdemarsson (1182—1202) 
unb Erzb. Absalon (1178—1201) nochmals erneuert, ift dasselbe unS in biefer 
letzten Gestalt erhalten, unb zwar foWol in einem kürzeren Dänischen Texte, als in 
einer Lateinischen Bearbeitung, Welche von bem Geschichtschreiber Svend Aagesen 
herrührt; auszerdem aber giebt auch noc Saro Grammaticus über baffelbe auS= 
führlichen Bericht. Der Name dieses Rechts dar nicht von vidrlög == Strafe, 
sondern nur von vidrlag = Genossenschaft abgeleitet Werben, unb baS Thinglid ober 
Thingmannalid K. Knuts, für welches baffelbe ursprünglich bestimmt war, bilbete
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wirklich einen fest abgeschlossenen Verband; doc wurde dajselbe bald auch auf bie 
Dienstmannschajt anderer Herren als des Königs ausgedehnt, und andererseits erhielt 
es noc unter Ä. Abal (1251) und Ä. Christoph I. (1252—59) Zujäze, welche 
bie Fortdauer feiner praktischen Geltung bezeugen. Zweifelhajterer Entstehung ist 
ein zweites Hojrecht, welches den Plamen K. Erif’s des ommern zu tragen 
pflegt; dasselbe ift indessen mit dem oben bereits gelegentlich des Schwedischen Rechts 
besprochenen identisc und Alles in Allem möchte hiernach das Wahrscheinlichste 
fein, dasz das ursprünglich für Schweden erlassene Geset zunächst nac Norwegen 
und bann zufolge der Union mit Dänemark auch auf dieses ßanb übertragen worden 
fei, je nac Bedarf umgearbeitet und denjenigen Regenten zugeschricben, welche vor- 
zugsweise als bie Träger der Union galten. In thatsächlicher Geltung verblieb 
aber jedenfalls dieses Necht, bis im Jahre 1562 K. Friedrich II. ein neues Hor= 
recht erliesz, welches im Wesentlichen auf das ältere gebaut war; alle drei Hofrechte 
aber galten wie für des Königs Schlösser und Ingesinde, fo auch für bie des Adels 
im Reiche.

§6 . Die allgemeine Reichsgesetgebung. Wie anderwärts, so herrschte 
auc in Dänemark vordem das Gewohnheitsrecht, nicht das gesetzliche vor. Sie 
Geschichtschreiber freiließ wissen von Gesetzen zu erzählen, welche Skjöldr, Frodi, 
Ragnarr lodbrok, bann Haraldr blaatönn und Sveinn tjügguskegg gegeben haben 
sollen; aber alle biefe Angaben finb entweder vollkommen sagenhart ober doch wenig 
verlässig und K. Knut’s des Groszen geistliche und weltliche Gesetze finb für Eng- 
land, nicht für Dänemarf erlaffen, wie sie benn auc in Angelsächsischer, nicht 
Dänischer Sprache abgefaßt finb. Sagegen hat man bereits aus ben ersten Jahren 
des dreizehnten Jahrhunderts einzelne Verordnungen, wie etwa bie von K. Knut 
Valdemarsson über ben Todtschlag (1200), Valdemar II. über bie Mannbusze unb 
über bie Abschaffung ber Eisenprobe (beibc für Schonen), u. dgl. m. unb von ba 
ab zieht sic in fortwährend steigender Zahl eine ununterbrochene Reihe Von Gesetzen 
unb Verordnungen bis in bie neuere Zeit herab. Zum Theil finb biefe Erlajse 
nur für einzelne Provinzen bestimmt; zun Theil aber and) für baS ganze Reich. 
Zum Theil enthalten fie nur in aller Kürze einzelne Vorschriften über einzelne 
Punkte; zum Theil aber auch eine ganze Reihe von solchen, ober auc eine an- 
nähernd vollständige Regelung ganzer Rechtsgebiete, wie benn 3. B. K. Friedrich II. 
im Jahre 1561 ein Seerecht erliesz, welches, wesentlich auf baS Wisby’iche 
Seerecht begründet, zum ersten Male biefe Materie auf legislativem Wege ordnete, 
während vordem, neben ben höchst dürftigen seerechtlichen Bestimmungen ber Wro= 
vinzialrechte unb einzelner Stadtrechte eben dieses Seerecht von Wisby, 3. Th. in 
einer Bearbeitung, welche K. Christian’s III. Namen trägt, unb vielleicht auc noc 
ein weiteres Rechtsbuc gegolten hatte, welches auS bem Schwedischen Stadtrechte 
geschöpft ift, unb bem K. Hans beigelegt zu werben pflegt. Für baS öffentliche 
Recht zumal behaupten eine ganz besondere Bedeutung bie königlichen Handfesten, 
Worunter man in einem weiteren Sinne alle unb jede vom König schriftlich auS= 
gestellte Verpflichtungen, in einem engeren Sinne aber bie Wahlkapitulationen ver- 
stand. Wie solche feit K. Christoph II. (1320) regelmäßig vorkommen; ber Cal- 
mar’sche Unionsakt Von 1397, dessen Bedeutung freilich sehr bestritten ift, reiht sich 
an dieselben an. Vom sechzehnten Jahrhunderte ab erlangte bie Reichsgesetzgebung 
ganz besondere Bedeutung, inbem Von ba ab durch eine ganze Reihe Von Rezessen 
unb Ordinanzen bie verschiedensten Theile beS Rechts tiefgreifend umgestaltet, unb 
zugleich ber Boden für eine gemeinfame Kodifikation für das ganze Reich geebnet 
Würbe. K. Christian’s II. fälschlich sogenanntes geistliches unb weltliches Gesetz, 
Von welchem baS letztere für bie Stäbte beS Reichs im Jahre 1522 erlaffen Würbe, 
baS erstere aber ein für das ßanb bestimmter, etwa gleichzeitiger Gesetzentwurf ift, 
hatten freilich feinen Bestand, ba fie nac beS Königs Vertreibung sofort rechts- 
förmlich kassirt Würben (1523); aber um so bedeutsamer Würben Christian’s III.

23*
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Rezes von 1536, Kirchenordinanz von 1537, bic Ribe = Artikel Von 1542 und 
Friedrich’s II. Ordinanz über Ehesachen von 1582, durch welche bic Aenderungen 
int Kirchenrechte, wie fic bic Reformation nöthig machte, durchgeführt wurden, — 
ferner Christian’s III. Kolding’scher Nezesz Von 1558 und Fricdrich’s II. Sallunds 
borg’scher Nezesz Von 1576, bann zumal Ghristian’s IV. kleiner und groszer Nezes 
Von 1615 und 1643, sowie beffen „Eigens Bet og Dele“ Von 1621, — endlic 
eine Reihe von Handresten, wie solche Von einem Könige nac den anbern ausgestellt 
würben. Von durchgreifendster Bedeutung War aber der Statur der Sache nac 
bie Einführung ber Erblichkeit und llnumschränktheit der Monarchie, fammt den 
mancherlei Konsequenzen, welche sic an dieselbe knüpften. Vielfache Thronstreitig- 
feiten innerhalb des königlichen Hauses hatten cS dahin gebracht, dasz bereits Von 
ber zweiten Hälite des zwölften Jahrhunderts ab Dänemarf ganz entschieden als ein 
Wahlreic galt. Der überwiegende Einflusz, welchen ber Sibel und bic Geistlichkeit 
auf ben Reichstagen besasz, und welcher feit ber Reformation nahezu völlig auf den 
ersteren sic konzentrirte, ber hervorragende Antheil zumal, welchen ber aus dem 
Sibel hervorgehende Reichsrath auf bic öffentlichen Angelegenheiten übte, Würbe durch 
bie Handresten, welche gelegentlich ber Königswahl erzwungen Würben, maszlos gc= 
steigert; bie „unfreien Stände" fühlten sic durch bic abeligen Privilegien immer 
schwerer gedrückt, und in Folge beffen Veranlagt, in dem Königthume ihre Stütze 
zu suchen gegen ben gemeinsamen Feind. Auf einem Reichstage des Jahres 1660, 
zu welchen Deputirte ber Geistlichkeit und des Bürgerstandes beigezogen Würben, 
festen biefe erst bic Verwandlung des Reichs in eine Erbmonarchie, bann aber auc 
bie Kassirung ber königlichen Handfeste durch; mittels des fog. Sbuveränitäts- 
aftes Vom 10. Januar 1661 Würbe fobann nicht nur bie Erblichkeit beS König- 
thums unb bic Kajsirung ber Handfeste wiederholt ausgesprochen, sondern auc bic 
„Souveränität unb abjolute Regierung" beS Königs als daraus sic ergebende 
Konsequen3 anerkannt. Die Privilegien, welche unterm 24. Juni 1661 für 
ben Sibel, bic Geistlichkeit, ben Bürgerstand unb speziell für bie Stabt Kopenhagen 
ausgestellt Würben, bic Pr o vijionalordnung, durch welche schon unterm
4. November 1660 bie obersten Regierungskollegien organisirt Würben, welche fortan 
bie Stelle des Reichsrathes versahen, endlich baS Königsgeset Vom 14. No= 
Vember 1665, welches baS Privatfürstenrecht beS königlichen Hauses ordnet, bic 
Untheilbarkeit des Reiches ausspricht, unb zugleich bie volle Ausdehnung beS Eönig= 
liehen Absolutismus für alle Zukunft zu sichern versucht, finb nur als einzelne 
Konsequenzen jener Veränderung ber StaatSVerfaffung zu betrachten. Es ift aber 
klar, das bie durch sie geschaffene Konzentration aller Staatsgewalt nothwendig 
auc ben Gedanken nahe legen muszte, bem Reiche endlich auc eine gemeinsame 
Kodifikation zu schaffen, wie solche für Norwegen unb Schweden Bereits feit geraumer 
Zeit geschaffen War.

Quellenausgaben. Die grosze Zahl sowol ber Dänischen Rechtsquellen als die Zer- 
streutheit ihrer Ausgaben macht auc nur annähernde Vollständigkeit in ber Verzeichnung 
dieser letzteren an diesem Orte unmöglich ; fie ift aber and) unnöthig, ba aus ben später noc 
anzuführenden Schriften KolderupeRosenvinge’s, Larsen’s unb Stemann’s Jeder- 
mann sic leicht zu ben hier übergangenen Notizen verhelfen tann. Die von Kolderups 
Rojenvinge unternommene „Sämling af gamle danske Love“ in 4to ift unvollendet ge- 
blieben, enthält aber in Band L, 1. Abtheilung (1846) Andreas Sunesen’s Paraphrase 
des Schonischen Rechts, in Band II. (1821) K. Erif’s Seeländisches Gesetz unb in Band III. 
das Jydske Lov fammt Thord Degns Artikler (1837), in Band IV. bie Rezesse unb Ordi- 
nanzen ber Könige aus bem Oldenburgischen Hause (1824), endlic in Band V. die Hofrechte 
ober Dienstmannenrechte unb bie Stadtrechte (1827). Von Grimr Jonsson Thorfelin 
hat man eine „Sämling af danske Kirkelove" (1781), sowie „Statuta provincialia, statuta 
sinodalia, Casus episcopales, casus papales“ (1778), welche bie wichtigeren kirchenrechtlichen 
Quellen des Mittelalters enthalten. Thorsen hat „Danmarks gamle Provindslove" in 
4 Bdn. 8° herausgegeben (1852—53), welche bie 4 Provinzialrechte unb bie 2 zu ihnen ge» 
hörigen Kirchenrechte enthält, sowie „De med Jydske Lov beslaegtete Stadsretter for Sles- 
vig, Flensborg, Aabenraa og Haderslev, med Tilläg af Thord Degns Artikler og Skraaen
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for St. Knuds Gilde i Flensborg" (1855). Die auf Schonen bezüglichen Rechtsquellen fiat 
ferner Schlyter im IX. Bde. seines „Corpus juris Sveo-Gotorum antiqui“ (1859) ebirt. 
Die tol. Handfesten findet man herausgegeben in den „Aarsberetninger fra det korgelige 
Geheimearchiv“, Bd. 11., Von 2 egen er und ältere tgl. Verordnungen ebenda, 30. V. 
S. 1—86, bann spätere tgl. Verordnungen in ben bei H. Göde erschienenen „Forordninger 
som ere udgangne siden Recessen anno 1643 den 8. Martij oc til Anno 1664 den 8. Martij 
(1664), fonft aber mußz matt sic zumal bic einzelnen Gesetze und Verordnungen mühsam an 
ben verschiedensten Orten zusammensuchen, wozu, neben ben bereits angeführten Werken, bie 
Regesta diplomatica historiae Danicae, 39b. I. und II. (1847 unb 1870), bann 
Series secunda I. (1880) einen guten Behelf bieten. Für bie Gestaltung ber Praxis bietet 
zumal Kolderup-Rosenvinge in feinem „Udvalg af gamle Danske Domme", 4 3de. 
4° (1842—48) reiches Material, Von ber Mitte beS 15. bis zum Schlusse beS 16. Jahrhun- 
bertS reichend, unb für bie spätere Zeit V. A. See her, Sämling af Kongens Rettertings 
Domme (Kopenhagen 1881) u. dgl. m. Sgl. auc Bibliotheca Danica, Systematisk Forteg­
neise over den danske Literatur fra 1482 indtil 1830, I. 2. Th. (Kopenhagen 1875), in 
welchem Kataloge man zumal auch bie Titel sämmtlicher Gesetzesausgaben findet.

B. Die Gesetzgebung König Ehrijtian’s V.

§ 7. Die Vermuthung, dasz bereits K. Valdemar II. in feinem Jütijchen 
Lov ein Gesetzbuch für ganz Dänemart habe geben wollen, ist oben bereits als un- 
stichhaltig zurückgewiesen worden. Ebensowenig dar man bie etwas dunklen Worte 
einer Verordnung K. Erit Menved’s Vom Jahre 1304 auf bie Absicht beziehen, 
ein umfassendes gemeines Gesetzbuch für baS ganze Reich zu ichaffen; richtig ist 
bagegen, dasz K. Ghristian III. wirklich einen folgen Plan fa^te, unb daß er 
durc ben Reichsrath Erit Krabbe, einen gelehrten Kenner beS älteren einheimischen 
Rechts, ben Entwurf eines gemeinen Gesetzbuches auSarbeiten liesz, welcher bereits 
im Jahre 1557 nahezu fertig war, unb richtig auch, dasz K. Christian IV. um 
baS Jahr 1636 wenigstens an bie Bearbeitung eines gemeinfamen Stadtrechts 
dachte. Ernsthafter griff bann K. Friedrich III. wieder bie Sache an. Er sette 
im Jahre 1661 eine auS 22 Mitgliedern bejtehende Kommijsion zur Ausarbeitung 
eines gemeinen Gesetzbuches ein, welche indessen im Jahre 1662, unb lieber 1666 
auf 4 besonders ausgewählte Mitglieder reduzirt wurde, deren Entwürfe erst hinter- 
her ben übrigen Kommissionsmitgliedern zur Revision übergeben wurden. Der erste. 
Von Vinding bearbeitete Entwurf (Codex Fridericius) wurde bereits im Jahre 1667 
beenbigt, ein zweiter, auS derselben Feder hervorgegangener Entwurf im Jahre 1669, 
einer Revision unterzogen, wurde dieser sodann Von Vinding in ben Jahren 1672—75 
nochmals überarbeitet, unb dieser dritte Entwurf sodann unter K. Christian V. 
in ben Jahren 1675, 1680, 1681 noc mehrfachen Revisionen unterstellt, bis er 
endlich mit einer Vom 15. April 1683 datirten Vorrede versehen, mittels einer 
vom 23. Juni 1683 datirten Verordnung promulgirt mürbe. „Kong Christian 
den Femtes Danske Lov“, welches bis auf ben heutigen Tag herab noc 
immer bie Grundlage beS geltenden Rechts in Dänemarf bildet, mürbe ursprünglich 
in einer bei Caspar Schöller erschienenen Quartausgabe publizirt unb hat später 
zahlreiche Ausgaben in verschiedenen Formaten, bann auch Deutsche unb Lateinijche, 
unb theilweise auch Englische unb Französische llebersetzungen erlebt; dasselbe ist in 
6 Bücher getheilt, welche Vom Gericht unb ben Gerichtspersonen, Von ber Religion 
unb ber Geistlichkeit, Vom bürgerlichen unb Hausstande, Vom Seerechte, Vom Privat- 
rechte unb Vom Strafrechte handeln, unb welche wieder in Kapitel unb Artikel zer- 
falten, lieber ben Verlauf dieser Kodifikation findet man näheren Aufschlusz bei 
Kofod An eher, Om det danske og norske Lovarbejde under Kongerne Frid. III. 
og Christ. V. (in Kroghs Juridisk Arkiv, nr. 1, 1803), unb über beren Duellen 
bei Brorson Forsög til 1, 2, 3, 4, 5, 6. Bogs Fortolkning of Christian V. 
danske og norske Lov, 10 Bde. (Kopenhagen 1797 ff.), bann Lorenz Evensen, 
Anvisning til at finde de Steder i de gamle danske og norske Love og Forord­
ninger, hvoraf Kong Chr. den 5tes Norske Lov er taget (1762), vgl. auc
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Krieger, Grundlag for Forelaesninger over den danske Privatrets almindelige 
Deel (1849—50). Wesentliche Berichtigungen her bisherigen Darstellungen bringt 
übrigens Professor 2. M. 23. Aubert’ 3 oben, S. 331 angefilhrtes Werk; VgL 
auc V. A. Sech er, Om teksterne af Kong Kristian V. danske Lov og lovens 
udgivelse (1878). Für das Kirchenrecht konumt übrigens neben s. Christian’s V. 
Gesetzbuch noc desjen Kirchenritual in Betracht, welches mit einer Einleitung 
vom 25. Juli 1685 in demselben Jahre gedruckt, aber erst mittels eines Reskriptes 
vom 16. Januar 1686 promulgirt wurde, sowie dessen Altarbuc Von 1688. 
11. bgl. m.

Literatur. Hebet bie Geschichte ber Dänischen Rechtsquellen findet man bereits in 
Holbergs’s Dannemarks ogNorges geistlige ogverdslige Stat (1763), S. 443—75 und in 
Kongslew, Den Danske og Norske Private Rets forste Grunde (1781), I. S. 2—115, 
fleizige Zusammenstellungen, augerdei aber sind Dreyer's, Jaf. Grimm's unb Wilda's 
oben S. 331 bereits genannte Schriften aud) hier wieder zu erwähnen. Weitaus das Beste 
unb Wichtigste bieten aber Kofod Ancher, Dansk Lov-Historie, 2 3de. in 4° (Kopenh. 
1769—76) unb neuerdings herausgeg. unb mit zahlreichen Anmerkungen versehen in Deffen 
Samlede juridiske Skrifter, ved Schlegel og Nyerup, 3 Bde. in 8° (1807—11), welche letztere 
Ausgabe indessen bie in bet ersten zahlreich abgedruckten Quellenstücke nicht reproduzirt; bann 
Schlegel, Om de gamle Danskes Retssaedvaner og Autonomie (in ben Vidensk. Selsk. 
philos. histor. Afhandl. 1IL Bd., S. 62—342; aber auc in einem Separatabzuge, 1827); 
Kolderup-Rosenvinge, Grundrids af den danske Retshistorie, Bd. I. S. 17—79 
(Kopenh. 1832, unb unverändert wieder abgedruckt 1860), in 8° unb dazu Larsen, Fore- 
läsninger over den danske Retshistorie, S. 16—70 (in beffen Samlede ©triftet, 1. 1857— 
61) in 8°, sowie eine Reihe höchst wichtiger Abhandlungen beffelben Verfassers über das 
jütische Lov unb einige anbere Duellen (ebenba); Stern ann, Den Danske Retshistorie 
indtil Christian Vs Lov, in 8° (Kopenh. 1871), S. 8—58. Augzerdem finbet man in 
Molbech's Historiske Aarböger, 23b. II., ein chronologisches Verzeichnis über bie wich- 
tigeren Gesetze, Verordnungen, Lokal- unb Gildestatuten bis zum Jahre 1648, unb ift übers 
bieS, ba das jütische Lop unb eine Reihe von Stadtrechten in das Herzogthum Schleswig 
hinübergreift, auc bie sehr reichhaltige Siteratur beS Schleswig-Holsteinischen ober doc Schles- 
wigichen Rechts zu vergleichen, also zumal bie befannten Werke Don Talc, Pauljen, 
Krieger, ©temann, Jedel u. f. w.




